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Die Bundestagswahl ist gelaufen, auf die Union entfielen die
meisten Stimmen, mit der FDP wurde ein Koalitionspaket ge-
schnürt undAngelaMerkel als Bundeskanzlerin in ihremAmt
bestätigt.NunkanndieArbeitbeginnen,fürdieGemeinschaft
von CDU und CSU mit erheblich größeren Chancen als zur Zeit
der großen Koalition. Gewiss, der Koalitionsvertrag erfüllt
nicht alle unsere Wünsche, kann sie auch nicht erfüllen, weil
die Union zur Mehrheitsbildung einen Partner braucht, der
zumKompromisszwingt.DochinsgesamtkannsichdasErgeb-
nis sehen lassen, trotz einer Reihe von offenen noch der Aus-
legungunterliegendenFragen, die dasKoalitionsklimabelas-
ten. Mit Blick auf die Anliegen der älteren Generation, was
Rente, Gesundheit und Pflege anbelangt, generationenge-
rechteFinanzen,ArbeitsplätzefürältereArbeitnehmer,Alters-
diskriminierung und das Ehrenamt betrifft, können die Seni-
orinnen und Senioren mit den getroffenen Vereinbarungen
nichtunzufriedensein.DieUnionhatsicheindeutig,klarund
unübersehbar den Themen von Chancengleichheit und sozia-
ler Gerechtigkeit gestellt. Das gibt Hoffnung.

Allein Gremienbeschlüsse und dokumentarisch verbriefte
Grundsatzvereinbarungen bleiben solange Papier und führen
irgendwann ohne Nachfrage zur Aktenablage oder zur Beför-
derung in den Papierkorb, wenn Politiker sie nicht zur Grund-
lage ihres Handelns machen, sie mit Leben erfüllen und sie
mutigundverantwortlichvorOrtumsetzen.Dabeimüssenwir
Seniorinnen und Senioren Partner bleiben und nicht teil-
nahmsloszuschauen.Haltenwirfest:BeidenjüngstenWahlen
waren es wieder einmal die Älteren, die im Vergleich zu ande-
ren Altersgruppen mit großem Abstand der Union ihre stim-
men gegeben und damit letztlich deren entscheidenden Vor-
sprung vor den übrigen Parteien geschaffen haben. Umso
mehr sollten wir uns der eigenen Stärke und Position bewusst
sein und nicht meinen, mit dem Gang zur Urne hätten wir
bereits unsere Pflichtenerfüllt.Wermeint, in Zukunft aus der
Ferne oder vom Balkon im bequemen Lehnstuhl die Politik
mitbestimmen zu können, wird sich wundern, und wer dem
Grundsatzhuldigt, derKlügeregibtnach,wird auchbaldmer-
ken, dass die Dummheit zur Maxime politischen Handelns
wird. Die Gesellschaft braucht Einsteiger und keine Ausstei-
ger,unserEngagementdarf imInteressederGesellschaftnicht
nachlassen.

Doch bleiben wir nüchtern. Trotz aller Freude über den ange-
strebten Wahlerfolg von Schwarz-Gelb sollten wir nicht über-
sehen, dass uns das Wahlergebnis keinesfalls zu Beifallsstür-
menhingerissenhat.Dieangestrebten„40plus“wurdennicht
zueinergewünschtenErfolgsmeldung.Eskämeindesseneiner
völligenAufgabeder CDUals Volkspartei gleich,wennwir uns
in Zukunft mit einer selbstgelegten Meßlatte von „35 plus“
oder gar „30 plus“ zufrieden gäben. Die Folgen wären unab-
sehbar. Merken wir eigentlich nicht, dass in den vergange-

nen Jahren der der Union eigene Schwung, ihre Ent- und
Geschlossenheit, ihr kämpferischer und überzeugender
Wille zur politischen Führung abgenommen hat, sich den
Wählerinnen und Wählern unmittelbar und persönlich zu
stellen, sich um sie zu kümmern, ihre Sorgen ernst zu
nehmen und ihnen die Gewissheit zu geben, dass wir die
bessere Partei und nicht das kleinere Übel sind. In Krisen-
zeiten - und in einer solchen befinden wir uns immer noch
- erwarten die Menschen, dass wir auf sie zugehen, ihnen
zuhören und Verständnis für ihre Sorgen zeigen. Sie wollen
verlässliche Partner, besser gesagt „Kümmerer“, denen sie
vertrauen.

Die Union steht wieder in der Verantwortung. Stellen wir uns
denHerausforderungenund freuenunsüberdieneueChance.
GriesgramundVerzagtheit,NörgeleiundHasenfußmentalität,
Missgunst und Zwietracht sind keine guten Wegbegleiter, am
Anfang schon gar nicht. Haben wir Mut und Vertrauen! Den
SeniorinnenundSeniorenmöchteichsagen:Bleibenwirdran,
mischen wir uns ein, Senioren - hellwach!

Prof. Dr. Otto Wulff
Bundesvorsitzender der Senioren-Union der CDU Deutschlands

SENIOREN-UNION

Wahlkampf kann auch Spaß machen – Otto Wulff steckte
mit guter Laune auch die Enkelgeneration an, wie hier
einen Tag vor der Bundestagswahl in Recklinghausen.
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Bei einem Dialogprogramm für deutsche
und israelische Politiker hat die Kon-
rad-Adenauer-Stiftung Israel gemein-
sam mit Vertretern ihrer Partner die
zukünftige Gestaltung der deutsch-is-
raelischen Beziehungen thematisiert.
Auf dem dreieinhalbtägigen Programm
von Senioren-Union-Mitgliedern unter
Leitung von Prof. Dr. Otto Wulff stan-
den neben dem Besuch der Gedenkstät-
te Yad Vashem zahlreiche politische
Gespräche, u. a. mit dem stellv. deut-
schen Botschafter in Israel, Peter Prü-
gel, dem ehemaligen israelischen Bot-
schafter in Deutschland, Avi Primor,
mit Knesset-Abgeordneten, dem Abt an
der Benediktinerabtei Dormitio, Bene-
dikt Lindemann, sowie israelischen
Akademikern. Darüber hinaus waren
Gespräche mit Vorstandsmitgliedern
von israelischen und palästinensischen
Partnern der Stiftung wie IPCRI und
Parents Circle Teil des vollen Pro-
gramms.
Otto Wulff, Leonhard Kuckart und Rolf
Reinemann bei der Kranzniederlegung
der Senioren-Union in Yad Vashem, der
Gedenkstätte der Märtyrer und Helfer
des Staates Israel im Holocaust. Im
Hintergrund Lars Hänsel, Leiter der
Adenauer-Stiftung in Jerusalem.

Deutsch-israelischer Dialog:
Neue Weichenstellungen

Herausgeber, Verlag und Redaktion
wünschen allen Leserinnen und
Lesern eine schöne Adventszeit
und frohe Weihnachten!
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Es sind unsere Töchter, Söhne und Enkelkinder, die fern der Heimat am Hin-
dukusch ihr Leben riskieren für die Befriedung eines zutiefst zerrissenen
und gequälten Landes und den Wiederaufbau der dort in langen Kriegsjah-
ren völlig zerstörten Infrastruktur. Sie haben das Mandat des UNO-Sicher-
heitsrates im Rücken und leisten Tag für Tag unter Gefahr für Leib und
Leben Dienst an den Menschen des Landes. Es ist geradezu patriotische
Pflicht, unseren Soldaten beizustehen. Geben wir Ihnen den psychologi-
schen Rückhalt, den Sie verdienen! Bundeskanzlerin Angela Merkel hat
bereits ein starkes Signal gesetzt, als sie im Juli vier Bundes-
wehrsoldaten erstmalig mit dem Ehrenkreuz für Tapferkeit aus-
zeichnete, die sich nach einem Sprengstoffanschlag um verwunde-
te Kameraden und verwundete afghanische Zivilisten gekümmert
hatten. Die Soldaten haben mit diesem Friedenseinsatz Ehre für
Deutschland eingelegt. Erweisen auch wir ihnen die Ehre, indem
wir ihnen das Gefühl geben, dass Deutschland hinter ihnen steht!

Bundesvorsitzender Otto Wulff:

Ja zum Friedenseinsatz!Ja zum Friedenseinsatz!
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In Afghanistan unternehmen unsere
Söhne, Töchter und Enkel den Versuch,
ein zuvor völlig zerstörtes Land zu be-
frieden und den Wiederaufbau zu unter-
stützen. Warum wird dieser Einsatz in
der deutschen Bevölkerung überwie-
gend mit Desinteresse oder gar kritisch
gesehen?
Mixa:Zunächst ist esnatürlichbetrüblich,
dass die deutsche Bevölkerung den Dienst
unserer Soldaten und Soldatinnen nicht
richtig zu schätzen weiß. Unabhängig da-
von ist aber deren Dienst für Menschen
würdeundMenschenrechteinAfghanistan
unabdingbar.DafürdasrechteVerständnis
zu wecken, ist Aufgabe aller gesellschaft-
lich relevanten Kräfte in unserem Lande.
Robbe: Es geht in Afghanistan nicht nur
umWiederaufbauundBefriedigung,son-
dern auch um die nachhaltige Bekämp-
fung des internationalen Terrors in der
Welt. Unsere Soldatinnen und Soldaten
sehen sich in diesem Zusammenhang ei-
ner sich ständig zuspitzenden Gefähr-
dungslageausgesetzt.Daszeigtvorallem
die Zahl derVerwundetenundgefallenen
Soldaten. Und trotzdem hält sich das In-
teresse der breiten Schichten unserer
BevölkerungandempersönlichenSchick-
sal unserer Soldaten in Grenzen. Nach
meiner Einschätzung hat das zum einen
mit den Nachwirkungen des Zweiten
Weltkrieges zu tun, zumindest bei den
älteren Jahrgängen. Zum anderen sind
große Teile unserer Bevölkerung immer
noch nicht bereit, die Realitäten in der

Welt zur Kenntnis zu nehmen. Insbeson-
dere mit Blick auf die deutsche Verant-
wortung für die Friedensschaffung und
-Sicherung im engen Zusammenwirken
mit der freien Völkergemeinschaft.

Wie empfinden die Soldatinnen und Sol-
daten am Hindukusch den geringen
Rückhalt in der Heimat? Was denken ih-
re Familien?
Mixa: Unsere Soldaten und Soldatinnen
undderenFamilien fühlen sichmanchmal
tatsächlich sehr allein gelassen. Das weit-
hinvorhandeneUnverständnisundDesin-
teresse für den Dienst dieser Frauen und
Männerist fürmichnichtnachvollziehbar.
Auchhier isteinebessere Informationund
einedurchlässigereKommunikationmehr
als wünschenswert.
Robbe: Bei jedem Truppenbesuch in den
EinsatzgebietenwirdmirvonallenSolda-
ten immer wieder geschildert, wie demo-
tivierend sich das geringe Interesse der
Mitbürger inderHeimatunddie fehlende
"moralischeUnterstützung",wie die Sol-
datenesnennen, sichauswirkt.Ausmei-
ner Sicht erwarten unsere Soldaten mit
Recht, dass sie mehr Anerkennung für
ihren gefährlichen und schweren Dienst,
gerade in Afghanistan, bekommen. Sie
sind schließlichnicht freiwillig undauch
nicht aus eigenem Ermessen im Einsatz,
sondern weil sie von der Bundesregie-
rung und dem Deutschen Bundestag
dorthin entsandt werden, um Deutsch-
lands Interessen zu verteidigen. Dafür
verdienensieRespekt,Anerkennungund
jeglicheUnterstützungdurchdieeigenen
Landsleute.

Unternimmt die Politik zu wenig, um
Verständnis für den Afghanistan-Einsatz
einzuwerben. Wäre es beispielsweise
sinnvoll, tatsächlich realisierte Aufbau-
projekte stärker zu kommunizieren?
Mixa: Ich bin kein Politiker, kann aber aus
eigener Erfahrung sagen, dass unsere Sol-
datenundSoldatinneninAfghanistaneine
wertvolle Arbeit leisten und sehr viel zum

Aufbau einer Zivilgesellschaft beitragen.
Dies geschieht freilich unter dem Einsatz
vonGesundheitundLeben.DieserTatsache
ins Auge zu sehen, ist allerdings schwer
vermittelbar.
Robbe: Die angemessene Darstellung der
eigenen Leistungen ist sicher ein wichti-
gerPunkt.Abermindestensebensowich-
tig ist die Notwendigkeit, dass sich alle
großen gesellschaftlichen Organisatio-
nen hinter unsere Soldaten stellen: die
Gewerkschaften, die Unternehmerver-
bände, die Kirchen und alle, die in unse-
rem Lande etwas zu sagen haben. Dabei
geht es nicht um die politische Identifi-
zierung mit den jeweiligen Mandaten,
sondern einzig und allein um mehr
menschliche Zuwendung für die Frauen
und Männer in Uniform, die Gesundheit
und Leben für uns alle einsetzen - in Af-
ghanistan und in vielen Teilen der Welt!

POLITIK UND GESELLSCHAFT

Reinhold Robbe

Der Afghanistan-Friedenseinsatz:

„Manchmal sehr„Manchmal sehr
allein gelassen …“allein gelassen …“

Obwohl das Mandat der von
mehreren Nationen gestell-
ten Afghanistan-Schutztrup-
pe auf einem einstimmigen
Beschluss des UN-Sicher-
heitsrates (Resolution 1386
vom 20.12.2001) beruht,
steht der Einsatz deutscher
Soldaten am Hindukusch hier
zu Lande immer wieder in der
Kritik. Drei Fragen an Militär-
bischof Dr. Walter Mixa aus
Augsburg und den Wehrbe-
auftragten des Deutschen
Bundestages, Reinhold
Robbe (SPD).

www.bundestag.de/bundestag/wehrbe-
auftragter/index.html

www.bistum-augsburg.de
www.militaerseelsorge.bundeswehr.de

Dr. Walter Mixa



souverän 4|20098

POLITIK UND GESELLSCHAFT

Soldaten-Initiative:
„Lachen helfen“

Seit 1996 werden deutsche Soldaten in
KrisenundKonflikten imRahmen frie-
denssichernder Missionen der NATO

oder der Vereinten Nationen eingesetzt. In
BosnienundKroatienentstanddie Idee,das
Leidderer zu lindern, die derKrieg ammeis-
tentrifft:Frauen,KinderundalteMenschen.
NebenBrennholzundBekleidungverteilten
engagierte Soldaten Plüschbären, in der
Hoffnung,dassdieKinder ihrLachenzurück
gewinnen.AusderkleinenprivatenInitiati-
ve entstand die Aktion „lachen helfen“, die
die Ursprungsidee der humanitären Hilfe-
leistung durch Soldaten weiter entwickelte
undseit1998alsgemeinnützigerundeinge-
tragener Verein anerkannt ist. „lachen hel-
fen“ ergänzt vor Ort ganz gezielt die Arbeit
dergroßenHilfsorganisationen,vorallemin
den Regionen, die von diesen nicht erreicht
oder aus anderen Gründen nicht abgedeckt
werden können.Insgesamt hat „lachen hel-
fen“ e.V. in den über zehn Jahren seit Ver-
einsgründungrund1,5MillionenEuroSpen-
dengeldeingenommen.Mehrals500Einzel-
projektekonntenerfolgreichabgeschlossen
werden.ImEinsatzgebietderBundeswehrin
Afghanistan beispielsweise fördert „lachen
helfen“vorallemdieErrichtungvonSchulen
und so genannten Basic Health Centern.
Der Anstoß zur Realisierung solcher Projek-
te erfolgt fast immerdurchSoldaten imEin-
satz, die bei Patrouillenfahrten und durch
gezielte Erkundung vor Ort auf besondere
NotundgravierendeMissständeaufmerksam
werden. Soldaten vor Ort garantieren auch

die notwendige Sicherheit,
damit die Spen-
dengüter ohne
Umwege die Be-
dürftigen errei-
chen und auch bei
ihnen verbleiben.

Wieder fröhliche Gesichter – ein Ziel der
Initiative "lachen helfen"

Die Internationale Sicherheitsun-
terstützungstruppe, kurz ISAF
(ausdemEnglischen für Interna-

tionalSecurityAssistanceForce)isteine
Sicherheits- und Aufbaumission unter
NATO-Führung.DieAufstellungerfolgte
aufErsuchenderTeilnehmerderAfgha-
nistan-Konferenz2001andieinternati-
onale Gemeinschaft und mit Genehmi-
gung durch den Sicherheitsrat der Ver-
einten Nationen, formuliert in der UN-
Resolution 1386 vom 20.12.2001. Der-
zeit sind Truppen aus 28 NATO-Mit-
gliedsstaaten und 14 weiteren Ländern
im Einsatz. Das ISAF-Operationsgebiet
ist in fünf regionaleVerantwortungsbe-
reiche eingeteilt, für den jeweils eine
Nation die Führungsverantwortung als
Leitnation übernommen hat.
Für den Einsatz im Verantwortungsbe-
reich Nordafghanistan stellt die Bun-
deswehr als Leitnation mit derzeit ca.
4.360 Soldatinnen und Soldaten das
drittgrößte Kontingent bei ISAF. Dazu
kommenLeistungenwiedievorgesehe-
ne deutsche Beteiligung an der be-
schlossenenLuftraumüberwachungmit
AWACS-Flugzeugen. Deutschland trägt
die Verantwortung für 25 Prozent des
Staatsgebietes von Afghanistan – ein
Areal,dasfasthalbsogroßwieDeutsch-
land ist. Dort leben etwa30Prozent der
afghanischen Bevölkerung. Innerhalb
dieserRegionsindfünfressortübergrei-
fendeWiederaufbauteams,sogenannte
„ProvincialReconstructionTeams“(PRT)
tätig. Und so sieht nach Angaben des
Bundesverteidigungsministeriums die
ZwischenbilanzderWiederaufbauhilfen
für Afghanistan aus:

®Die deutscheBundesregierung stellt
seit2002bis2010Finanzmittel inHöhe
von circa 1,2 Milliarden Euro bereit, die
fast vollständig investiert worden sind.
®Mehr als fünf Millionen Flüchtlinge

sindmittlerweileinihreHeimatzurück-
gekehrt.
®BauoderWiederherstellungvonrund
5.600 neuen Schulen.
®Bau von 170.000 Häusern und Ein-
richtung von ca. 10.000 Wasserstellen.
®Rund 1.800 Kilometer der 2.300 Ki-
lometer langen Ringstraße durch das
gesamte Land wurden inzwischen er-
neuert, rund 25 Prozent der 34.000 Ki-
lometer ländlicherStraßenwurdenwie-
der hergestellt.
®AufeinerFlächevonrund1.000Qua-
dratkilometern wurden insgesamt 7,7
Millionen Sprengsätze beseitigt.
®Anstatt acht Prozent im Jahr 2002
haben heute 83 Prozent der afghani-
schenBevölkerungZugangzuärztlicher
Versorgung.
®160.000LehrerinnenundLehrerun-
terrichtenetwa7,0MillionenKinderund
Jugendliche, (ca.35ProzentMädchen).
Diese Zahl hat sich seit dem Sturz der
Taliban versiebenfacht. Über 54.000
junge Menschen, darunter ca. 20 Pro-
zent Frauen, studieren heute an einer
der 22 Universitäten des Landes.
®Über 600 Zeitungen sowie 80 Radio-
und 20 TV-Stationen sind in Afghanis-
tan tätig.
®ÜberachtMillionenMobiltelefonnut-
zer gibt es in Afghanistan – bis zum En-
de des Taliban-Regimes waren nahezu
keine derartigen Telefone verfügbar.
®Feldjäger der Bundeswehr bildeten
zusammen mit Länder- und Bundespo-
lizisten seit dem 1. April 2007 über
5.000 afghanische Polizisten aus.
® Circa 90.000 Soldaten der afghani-
schen Streitkräfte sowie ca. 81.000 Poli-
zisten sindbereits Endedes1.Halbjahres
2009einsatzbereitundnehmen ihreAuf-
gabeninGesamtafghanistanwahr.Esgibt
schlechtereBilanzen,sowohlunterfinan-
ziellen wie moralischen Aspekten …
Weitere Infos: www.bundeswehr.de

Der Afghanistan-Einsatz:

Lasst Fakten sprechen!Lasst Fakten sprechen!
Was sollen unsere Jungs am Hindukusch?, so fragen
viele Deutsche und rücken den Afghanistan-Einsatz in ein
kritisches Licht. Selten nur werden die positiven Seiten des
Einsatzes diskutiert. Souverän zieht eine Zwischenbilanz …

da
de
Um
dü
ch
ih

Spendenkonto
„lachen helfen“ e.V.
Sparkasse Essen
Kontonummer: 4310900
Bankleitzahl: 360 501 05

www.lachen-helfen.de
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Die allgemeine Wehrpflicht, die im
Grundgesetz Art. 12a als Kannbe-
stimmung verankert ist, wurde bei

derAufstellungderBundeswehrgewählt,
um gemeinsam mit der NATO den Schutz
unseres Landes gegen die Bedrohung
durchdenWarschauerPaktgewährleisten
zukönnen.Glücklicherweisehat sichdie
Sicherheitslage seit nahezu 20 Jahren in
Europagrundlegendverändert; eineaku-
te Gefährdung unserer äußeren Sicher-
heit gibt es hier nicht mehr.
Die Verlagerung der Schwerpunkte unse-
rer Sicherheitsinteressen hat zu einer
grundlegenden Änderung des Auftrags-
und Einsatzrahmens unserer Streitkräfte
geführt.Siesollenderzeit nichtmehrder
Abwehr einer konventionellen Aggressi-
on, sondern der internationalen Kon-
fliktverhütung und Krisenbewältigung –
einschließlich des Kampfes gegen trans-
nationalen Terrorismus – dienen. Dazu
gehört auch der Schutz der Bevölkerung

und lebenswichtiger Infrastruktur vor
terroristischen und asymmetrischen Be-
drohungen, obwohl dieser primär eine
Aufgabe der Organe der inneren Sicher-
heit bleibt.
Bereits jetzt und auch künftig werden
unsere Streitkräfte verstärkt außerhalb
unseresLandeseingesetzt, ihreTransfor-
mation ist auf einen weltweiten Einsatz
ausgerichtet.DasWesensmerkmalsolcher
KräfteistnichtMobilmachung,Aufwuchs
zuMassenstreitkräftenundAufmarschan
den Landesgrenzen, sondern eine hohe
Präsenz, schnelleEinsatz-undVerlegefä-
higkeit – auch über große Entfernungen
– sowie eine auftragsgerechte personelle
und materielle Durchhaltefähigkeit.
Aus dem völlig veränderten Aufgaben-
spektrumderBundeswehrunddemdamit
verbundenen reduzierten Umfang der
Streitkräfte folgt die Frage nach einer
Anpassung der Wehrform.
Die neue Auftragslage verlangt den best-

möglich ausgebildeten, ständig präsen-
ten und damit schnell verfügbaren, viel-
seitig verwendbaren Soldaten, der jeder-
zeit nachEntscheidungderBundesregie-
rung und Bestätigung durch das Parla-
ment innerhalb wie außerhalb Deutsch-
lands und Europas im Rahmen der NATO,
der Europäischen Union, der Vereinten
Nationen oder anderer Organisationen
eingesetzt werden kann. Dieser Aufgabe
werden am besten Zeit- und Berufssolda-
ten gerecht.
DieWehrpflichtigen,die seit Januar2002
ihren Grundwehrdienst zusammenhän-
gendinneunMonatenodermitUnterbre-
chungen ableisten, binden ein großes
Potenzial an Ausbildern. Unter dem Effi-
zienzaspekt ist deshalb der Grundwehr-
dienstvonneunMonatenfürdieBundes-
wehrunddieGrundwehrdienstleistenden
eine Belastung und eine Vergeudung
knapperRessourcen,dennihnenkönnen
nachAbschlussderGrundausbildungnur
einfacheArbeitenanvertrautwerden.Da-
bei werden ihre Fähigkeiten selten hin-
reichend genutzt und gefördert. Gleich-
zeitig bindet die Ausbildung und Betreu-
ungvon30.000Grundwehrdienstleisten-
denca.10.000SoldatinnenundSoldaten.
Hinzu kommt ein Wehrerfassungs-, Mus-
terungs-undEinberufungsapparat,derin
keinem Verhältnis zum Wehrpflichtigen-
aufkommen und dem Bedarf der Truppe
steht. Wenn man zu diesem Wehrpflicht-
apparat auch noch die Zivildienstverwal-
tung hinzurechnet, wird offenbar, dass
dieWehrpflicht ein in jederHinsicht sehr
personalintensives, teures und unwirt-
schaftlichesVerfahrenderNachwuchsge-
winnung ist.
Zudem ist auchohneWehrpflicht die ver-
fassungsmäßige Rolle der Bundeswehr
alsParlamentsarmeenichtgefährdet.Die
parlamentarische und öffentliche Kont-
rolle der Streitkräfte bleibt uneinge-
schränkt gewährleistet unddieMaximen
der Inneren Führung und das Konzept
des Staatsbürgers in Uniform büßen we-
der an Verbindlichkeit noch an Wirksam-
keit ein.
Darüber hinaus ist die gesellschaftspoli-
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Das völlig veränderte Aufgabenspektrum der Bundeswehr
und der damit verbundene reduzierte Umfang der Streit-
kräfte im Frieden und im Kriegsfall erfordern eine Anpas-
sung der Wehrform, meint Oberstleutnant der Reserve
Peter Hoffmann. Ein Diskussionsbeitrag …

Freiwilligenarmee:

Sicherheitspolitisch geboten?Sicherheitspolitisch geboten?
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tische Notwendigkeit der allgemeinen
Wehrpflicht nicht erwiesen.
Bezüglich der Kosten einer Wehrpflichti-
gen- oder Freiwilligenarmee wird häufig
argumentiert, eine Freiwilligen- sei teu-
rer als eine Wehrpflichtarmee, weil Frei-
willige natürlich höher besoldet werden
müssen. Diese Sicht greift jedoch in je-
dem Fall zu kurz, denn zunächst muss
beachtetwerden,dassdurchProfessiona-
lisierung und die mit ihr verbundene hö-
here Arbeitsproduktivität der Soldaten
die Gesamtpersonalstärke der Bundes-
wehr abgesenkt werden kann. Hinzu
kommt noch, dass in einem Wehrpflicht-
system aufgrund der hohen Fluktuation
derAnteil effektiv einsetzbarer Soldaten
amGesamtbestandrelativgering ist,weil
viele entweder selbst in der Ausbildung
oder als Ausbildungspersonal gebunden
sind.
Die FührungderBundeswehrhatdeshalb
in den vergangenen Jahren bereits einen
Transformationsprozess eingeleitet, der
in Richtung Freiwilligenarmee führt. Der
AusbaudesfreiwilligenWehrdienstesund
dieÖffnungder Bundeswehr für den frei-
willigen Dienst von Frauen gehören hier
ebenso dazu wie die Reduzierung des

Streitkräfteumfangs, insbesondere im
Bereich der herkömmlichen Wehrdienst-
plätze. Die Obergrenze des Streitkräfte-
umfangs wurde fortlaufend reduziert.
Vonden490.000Bundeswehrsoldatenim
Jahr 1989 waren 44% Wehrpflichtige, die
15MonateGrundwehrdienst leisteten. In
der neuen Zielstruktur von maximal
250.000 militärischen Dienstposten sind

nur noch bis zu 30.000 Stellen für
Grundwehrdienstleistende mit einer
Dienstzeit von neun Monaten vorgese-
hen. So besteht die Bundeswehr inzwi-
schen zu 88 % aus Freiwilligen, d.h. sie
ist zum überwiegenden Teil bereits eine
Freiwilligenarmee.
DieseEntwicklung istauchdarinbegrün-
det, dass die Wehrpflicht die Flexibilität
der Armee für weitere Modernisierungs-
schritte einschränkt. Eine weitere Trup-
penreduzierungbedingtnämlich,entwe-
der nur noch eine Minderheit eines Jahr-
gangs einzuziehen und so die Wehrge-
rechtigkeitzuverletzenoderdieSoldaten
noch früher auszumustern. Ein begrenz-
tes Kontingent an Wehrpflichtigen aber,
das zu einem Auswahlwehrdienst führt,
hält der Staatsrechtler Professor Knut
Ipsen für nicht verfassungskonform, da
es einen großen Teil der wehrpflichtigen
und tauglichen Staatsbürger nicht erfas-
se und damit gegen das Verfassungsge-
bot der staatsbürgerlichen Pflichten-
gleichheit verstoße.
Auch bei einer Freiwilligenarmee sollte
die allgemeine Wehrpflicht in unserem
Grundgesetzverankertbleiben,derWehr-
dienst jedoch – wie in den meisten unse-
rer europäischenNachbarländer – ruhen.
Dies ist als äußerste Rückversicherung
unverzichtbar.
Der Übergang zu einer Freiwilligenarmee
ist schrittweise und über Jahre verteilt
zu vollziehen, und zwar sowohl aus si-
cherheitspolitischen als auch aus struk-

turorganisatorischenGründen.Gleichzei-
tig ist die Attraktivität der normalen
Zeitsoldatenlaufbahn durch Wiederein-
führung von Erst- und Weiterverpflich-
tungsprämien zu steigern. Parallel zum
KaderderZeit-undBerufssoldaten istein
Freiwilligen Reserve Korps (FRK) aufzu-
stellen.Dieses FRKwärekeineHilfs- oder
Zweitklassen-Armee.ImHeimatschutzim
RahmenderintegriertenSicherheitsowie
imKatastrophenschutzkönnenEinheiten
des FRK einberufen werden, um die prä-
sentenStreitkräftezuentlasten.Darüber
hinaus müssen FRK-Soldaten oder -Ein-
heiten befähigt sein, mit aktiven Trup-

penverbänden an jedem Einsatz teil-
nehmenzukönnen.Da sichdasFRK
aus Personen ganz unterschiedli-
chen Alters und gesellschaftlicher

Gruppen rekrutiert, kommtes zu ei-
nem mindestens ebenso intensiven

AustauschzwischenMilitär-undZiville-
ben wie bei Wehrpflichtigen.
Die oftmals als Alternative zur allgemei-
nen Wehrpflicht, die nur die männliche
Bevölkerung betrifft, geforderte Einfüh-
rungeinesallgemeinenPflichtjahresoder
einer allgemeinen Dienstpflicht für Män-
nerundFrauenistnachgeltenderRechts-
auffassungrechtswidrig,dabeidePflicht-
formenArt.8Abs.3ades Internationalen
Pakts über Bürgerliche und Politische
Rechte – "Niemand darf gezwungen wer-
den, Zwangs- oder Pflichtarbeit zu ver-
richten" – sowie Art. 4 der Europäischen
Menschenrechtskonvention widerspre-
chen.AlsAusnahmengeltenlediglichder
Wehrdienst bzw. der Wehrersatzdienst
(Art. 8 Abs. 3c II). Stattdessen sollte das
AngebotzurAbleistungeinesfreiwilligen
sozialen und ökologischen Jahres aus-
gebaut werden. Ein solcher Freiwilligen-
dienst ist nicht nur gesamtgesellschaft-
lich sinnvoll, sondern er dient auch der
Persönlichkeitsbildung derjenigen, die
diesen Dienst ableisten. w
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Ist die Freiwilligenarmee eine ver-
nünftige, zeitgemäße Lösung oder
nur noch ein Trupp von Söldnern oh-
ne Bindung ins Volk? Was meinen
Sie? Schreiben Sie uns: Souverän,
Bundesgeschäftsstelle der Senioren-
UnionderCDU,Klingelhöferstraße8,
10785 Berlin.

Ihre Meinung?

„Die Wehrpflicht ist ein so tiefer
Eingriff in die individuelle Freiheit
des jungen Bürgers, dass ihn der
demokratische Rechtsstaat nur for-
dern darf, wenn es die äußere Si-
cherheit des Staates wirklich ge-
bietet. Sie ist also kein allgemein-
gültiges ewiges Prinzip, sondern
sie ist auch abhängig von der kon-
kreten Sicherheitslage. Ihre Beibe-
haltung, Aussetzung oder Abschaf-
fung und ebenso die Dauer des
Grundwehrdienstes müssen sicher-
heitspolitisch begründet werden
können.“ Bundespräsident Roman
Herzog am 15. November 1995
vor der 35. Kommandeur-
tagung der Bundeswehr
in München
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Der Autor: Oberstleutnant d. Res, Jg.
1943, 1977 – 2007 Mitglied und zeit-
weilig Vorsitzender des Landesfach-
ausschussesAußen-undSicherheits-
politik der CDU in Niedersachsen

Peter Hoffmann
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Souverän: Herr Professor Vogel, die Me-
dien erinnern in diesen Tagen an die
wichtigsten Etappen zur deutschen Ein-
heit. Was war für Sie der wichtigste

Schritt, der point of no return, an dem
Sie das Gefühl hatten, jetzt kann nichts
mehr schief gehen?
Vogel: Helmut Kohl hat immer davon ge-
sprochen, dass er am 19. Dezember 1989
von Dresden in der Überzeugung nach
Bonn zurückgekehrt sei, die Wiederver-
einigung seinichtmehr aufzuhalten. Ich
war etwas vorsichtiger. Der Beschluss der
frei gewählten Volkskammer, die wieder-
entstandenen Länder sollten zum 3. Ok-
tober 1990 dem Geltungsbereich des
Grundgesetzes beitreten,war ohne Frage
der endgültige „point of no return“.

Sie waren zu dieser Zeit Vorsitzender der
Konrad-Adenauer-Stiftung. Welche Un-
terstützung haben Sie und die Stiftung
in dieser Zeit geben können, beispiels-
weise für den Aufbau der Strukturen der
CDU und DSU im Osten?
Wir haben Anfang 1990 fünf Mitarbeiter
in die fünf wiederentstehenden Länder
geschickt. Wir haben damit begonnen,
Bildungswerkewie indenwestdeutschen
Ländern auch in den ostdeutschen Län-
dernaufzubauen.DieMaterialienwurden
uns in den ersten Monaten buchstäblich
aus der Hand gerissen. Wir haben vor al-
lem versucht, die Bürgerinnen und Bür-
ger der ehemalige DDR zunächst auf die
Aufgaben vorzubereiten, die viele von
ihnen zu übernehmen hatten und die sie
nicht aus eigener Erfahrung kennen
konnten.
Die Politik hatte ja damals keinen ferti-
gen Plan in der Schublade, es gab kein
historisches Beispiel für die Vereinigung
eines plan- und eines marktwirtschaft-

lichen Systems. Was ist im Rückblick gut
gelaufen, wo wurden Fehler begangen?
DieWiedervereinigung istgeglückt.Aber
weil es keine Vorbereitungszeit gab, weil
buchstäblich über Nacht gehandelt und
entschieden werden musste, sind auch
Fehler gemacht worden. Beispielsweise
bei der Privatisierung volkseigener Un-
ternehmen. Viele Westdeutsche kamen
aus patriotischer Gesinnung, um zu hel-
fenwoNotamMannwar.Einige schwarze
Schafe wussten zu vieles besser und
glaubten Aufgaben übernehmen zu kön-
nen, für die sie im Westen nie in Frage
gekommen wären.

Einige Unbelehrbare wollen noch immer
nicht wahr haben, dass die DDR damals
faktisch pleite war. Dabei gab es doch
eine interne Analyse der SED, die dies
belegt?
Wirhabenden tatsächlichenZustandder
Wirtschaft in der DDR nicht gekannt.
Heute wissen wir, die DDR stand vor dem
wirtschaftlichen Bankrott. Die erste
ernsthafte tiefgehende interne Analyse
von Fachleuten in der DDR, die dies be-
legt, isterst imNovember1989erarbeitet
worden.

Beißender Braunkohlegestank im Win-
ter, ganze Seen voll mit Altölresten, wilde
und ungesicherte Müllkippen, die Um-
weltsituation zwischen Rügen und Erzge-
birge war völlig desolat. Die Bausubstanz
in Stadt und Land war zudem völlig ma-
rode. War die Wiedervereinigung letzte
Rettung für Natur und Kultur?
Ja. Es war die Rettung in letzter Stunde.

Blick zurück auf eine friedliche Revolution:

„Rettung in
letzter Sekunde“

Die wichtigsten Stationen
1967-1976 Kultusminister von
Rheinland-Pfalz, 1972-1976 Präsi-
dent des Zentralkomitees der deut-
schen Katholiken (ZdK)
1976-1988 Ministerpräsident von
Rheinland-Pfalz, 1989-1995 Vorsit-
zender der Konrad-Adenauer-Stif-
tung, 1992-2003 Ministerpräsident
von Thüringen, 1993-2000 Landes-
vorsitzender der CDU Thüringens,
seit 2004 Ehrenvorsitzender, Seit
2001 wieder Vorsitzender der Kon-
rad-Adenauer-Stiftung
www.kas.de

Prof. Dr. Bernhard Vogel (77)

Wie hier in Dresden
konnten viele Stadtbilder
und Kulturgüter in letzter
Sekunde erhalten werden.

Die Jahrestage zu
Mauerfall und
Wiedervereinigung
wecken viele Erin-
nerungen. Fragen
an einen Politiker,
der in unterschied-
lichen Funktionen
Wiedervereinigung
und Aufbau Ost
begleitet hat –
Prof. Dr. Bernhard
Vogel.
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Was waren für Sie die größten Erfolge
Ihrer elfjährigen Regierungszeit in Thü-
ringen?
Dass es gelungen ist, stabile Regierungs-
verhältnisse zu schaffen, dass es meiner
Partei und mir gelungen ist, 1999 die ab-
solute Mehrheit an Stimmen und Manda-
ten zu erreichen, dass Thüringen seit
1992dieniedrigsteArbeitslosigkeitunter
allen ostdeutschen Ländern hat, dass die
Universität Erfurtwieder gegründetwer-
den konnte.

Bis zum heutigen Tage ist es nicht ge-
lungen, die Abwanderung vor allem jun-
ger Menschen von Ost nach West zu stop-
pen. War man damals zu optimistisch,
was die Ankurbelung eigener Wirt-
schaftskraft und die Schaffung von Ar-
beitsplätzen angeht?
Ja, es ist zubedauern, dass 2008135.000
Ostdeutsche, meist um einen sicheren
Arbeitsplatz zu finden, vorwiegend nach
Baden-Württemberg und Bayern gehen
mussten, aber es ist erfreulich, dass im
selben Jahr immerhin 85.000 von West-
deutschlandnachOstdeutschlandzogen.
Die Bilanz ist noch nicht ausgeglichen,
aber ähnliche Erfahrungen haben wir
auch in westdeutschen Regionen in der
Vergangenheit machen müssen.

Trotz einiger Wermutstropfen ist der
Aufbau Ost letztlich zu einer richtigen
Erfolgsgeschichte geraten. Dennoch
streben 20 Jahre nach der Wiederverei-
nigung die Nachfolger der PDS (SED) in
Thüringen Regierungsverantwortung an
und sind in den meisten deutschen Län-
derparlamenten wie auch im Bundestag
vertreten. Haben die Deutschen ein zu
kurzes Gedächtnis?
Leider haben manche ein viel zu kurzes
Gedächtnis. Nicht nur im Osten, sondern
auch im Westen. Immerhin wählen Drei-
viertel der Ostdeutschen demokratische
Parteien.

Wie lange werden wir noch brauchen, um
nicht mehr von alten und neuen Bundes-
ländern zu reden?
Wenn mehr Westdeutsche Arbeit in Ost-
deutschland suchen als Ostdeutsche in
Westdeutschland. Der inzwischen er-
reichte Modernitätsvorsprung in eini-
gen Industriebereichen lässt dieses Ziel
durchaus als erreichbar erscheinen.

w
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Ob die Deutschen „patriotisch” sein
dürfen?Natürlich,warumnicht?Ei-
ne Gesellschaft, die durch nichts

zusammengehalten wird, fällt auseinan-
der. Es gibt kein Haus ohne Fundament
und keine Gemeinschaft ohne ein Funda-
ment.Dieses„Fundament”kannmanauch
„Verbindendes” nennen oder „Überliefer-
tes”,positivwienegativ,undwarum-trotz
des Hühnerhofgeschnatters - nicht auch
„Leitkultur”.
„Leitkultur”, gemeinsam Erlebtes und
Überliefertes,dasdurchausineinundder-
selben Gemeinschaft unterschiedlich be-
wertetwird, gibt es in jederGemeinschaft
und in fast jeder Gemeinschaft ist es an-
ders. „Die” Deutschen haben, gut oder
schlecht,andereprägendeundüberliefer-
te Erfahrungen als die Einwohner Papua-
Neuguineas, die Eskimos oder die Franzo-
sen und Engländer.
Da zudem jede Gemeinschaft jedem nicht
nur Wohltaten geben kann, sondern zum
Beispiel Steuern nehmen muss, um jene
zu finanzieren, muss das Nehmen immer
wieder und immer wieder neu begründet
und die Begründung von der Bevölke-
rungsmehrheit innerlichmehr oderweni-
gerakzeptiertwerden.Andersfallszerbrö-
seltdasGemeinwesen.Esbestehtnurnoch
ausIchlingen,mitdenenimwahrstenSin-
ne des Wortes kein Staat zu machen ist,
geschweigedenneineGemeinschaft.Ganz
ohneWir-GefühlgibtesauchkeineVerbes-
serung,„Erfüllung"oder„Selbstverwirkli-
chung” des Ichs. Auch die Frage: „Wie
patriotisch dürfen Deutsche sein?” ist
falsch gestellt, denn Deutsche dürfen ge-
nauso patriotisch oder nicht patriotisch
sein wie Nichtdeutsche. Das war so, das
ist, und das wird so bleiben.
Deutsche dürfen, wie Nichtdeutsche, so
patriotisch sein, dass ihr Patriotismus die
Lebensmöglichkeit und Lebensqualität

anderer Nationen nicht behindert. Nicht
behindern und nicht behindert werden.
Leben und leben lassen. Darauf kommt es
im friedlichen Nebeneinander der Natio-
nen an. Freiheit ist stets die Freiheit des
andersDenkenden, indereigenenNation,
bei den Nachbarn, in der Welt.
Nicht der Patriotismus ist das Übel, son-
dern der jeweilige Versuch, andere Natio-
nen zu beherrschen oder gar zu erobern
und zu unterdrücken.
Patriotismus an sich ist weder gut noch
schlecht. Schlecht ist nur der Missbrauch
des ganz Natürlichen. Und natürlich ist
jederPatriotismus,manchesagenlieberzu
diesemnatürlichenPatriotismus„Nationa-
lismus”.DerGrund ist einfach:Nationalis-
muskommtvomlateinischenWort„natio”,
dieNation. „Natus sum”heißt, vomLatei-
nischen ins Deutsche übersetzt, ich bin
geboren. Wie alle anderen, überall und
immer,bin ich ineineGemeinschaftgebo-
ren. Diese Gemeinschaft, in die ich gebo-
ren wurde, ist die Nation. Diese Nation ist
alsosonatürlichwiedieTatsache,dass ich
geborenwurde, natus sum.Das gilt für al-
leDeutschenundfüralleNichtdeutschen.
AuchdasWortNationalismuswärealsoan
sich harmlos. Aus geschichtlichen Grün-
den,weil derNationalismus sooft, beson-
ders in Deutschland, missbraucht wurde,
sprechen viele hier zu Lande lieber vom
„Patriotismus” als vom „Nationalismus”.
Sei's drum.
Was ist Patriotismus? Patriotismus ist der
Einsatz der Bürger für ihr Gemeinwesen;
für das Gemeinwesen, in dem sie leben,
das sie entweder lebenswert gestalten
oder erhalten wollen.
Was ist „lebenswert”?Daraufgibt es inde-
mokratischenGesellschaften,gottlob,kei-
ne einheitliche Meinung. Gerade auf die
Vielfalt kommt es an. Ohne Vielfalt keine
Freiheit.

Daswiederumbedeutet:DenPatriotismus
schlechthingibtesnicht,weildieLebens-
vorstellungen jedes Einzelnen oder Le-
benszieleverschiedenerGruppenoftganz
unterschiedlich sind.
So setzen sich die verschiedenen Bürger
für das ein, was sie jeweils für gut und

lebenswert halten. Jeder ringt, das heißt
argumentiertpolitischundgewaltlos(!)in
Demokratien um die Durchsetzung und
Verbreitung seines Lebens- und Gesell-
schaftsentwurfs innerhalb des eigenen
Gemeinwesens.
Der Einsatz freier Bürger für ihr freies Ge-
meinwesen. Das ist Bürgersinn, und Bür-
gersinngehört zu jeglichemPatriotismus.
In Deutschland und woanders. Kein Ge-
meinwesenkannohnediesenPatriotismus
leben und überleben.

20 Jahre nach dem Mauerfall:

Patriotismus?
Wie patriotisch dürfen Deutsche sein? Nicht "wie", son-
dern "ob" - das schien und scheint manchen die eigent-
liche Frage. Diese Wahrnehmung ist so falsch wie jene.
Ein Beitrag von Professor Michael Wolffsohn.

Der Autor wurde 1947 in Tel-Aviv ge-
boren und siedelte 1954 nach Berlin
(West)über. Seit 1981 ist er Professor
für Neuere Geschichte an der Univer-
sität der Bundeswehr in München

Prof. Michael Wolffsohn
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Das wiederum bedeutet: Jeder Staat
braucht den Patriotismus seiner Bürger,
der deutsche Staat wie jeder andere auch.
WerdasGegenteilbehauptet,verkenntdie
elementaren Voraussetzungen jedes Ge-
meinwesens.
Oft hört man: „Wegen ihrer Geschichte
können und dürfen die Deutschen eben
jenen positiven Bezug zu ihrem Gemein-
wesen nicht mehr hegen und pflegen.”
Von welchem deutschen Gemeinwesen ist
die Rede? Vom Dritten Reich? Gewiss, das
DritteReich lehnendeutscheDemokraten
ab. Gut so. Doch das Dritte Reich gibt es
nicht mehr, den Alliierten sei Dank. Den
Staat der bundesdeutschen Demokratie
gibt es stattdessen. Und warum dürfen
oder sollen oder können „die Deutschen”
sich für ihre Demokratie weniger einset-
zen, also weniger Patriotismus zeigen als
britische Demokraten für ihre britische
DemokratieoderfranzösischeDemokraten
für ihre französischeDemokratie?DieFra-
ge zu stellen, heißt, sie beantworten.
Wer sich selbst innerlich nicht annimmt,
kann andere erst recht nicht annehmen.
Frieden nach außen kann nur bewahren,
wer inneren Frieden gefunden hat. Wenn
ich mich selbst nicht liebe, kann ich auch
andere nicht lieben. Deshalb heißt es in
der Hebräischen Bibel (nicht unbedingt
ein Dokument des deutschen Patriotis-
mus): „Liebe deinen Nächsten wie dich
selbst.” Für Zwischenstaatliches gelten
letztlichdie gleichenGrundregelnwie für
Zwischenmenschliches.
Einmalmehrund immerwieder undkurz-
um: Deutsche dürfen so patriotisch wie
Nichtdeutsche sein. Niemand verbietet es
ihnen. Niemand erwartet, dass Deutsche
weniger patriotisch als andere sind. Was
von Deutschen wie von Nichtdeutschen,
vonallen friedliebendenBürgernnach in-
nen und außen erwartet wird, ist die Be-

reitschaft zu friedlicher Zusammenarbeit
und zum friedlichen Ausgleich. Kein Bür-
ger lebt auf einer einsamen Insel,wiewei-
land Robinson Crusoe, und kein Staat ist
allein auf dieser Welt. Allen und keinem
allein gehört die Welt. Wer das beherzigt,
kannproblemlospatriotischsein.Undma-
chen wir uns - bitte - nichts vor. Die Deut-
schentunesdochschonlängst.Ihnenund
ihrer Umwelt bekommt es bestens.
Die innerdeutsche Kontroverse um den
Patriotismus „der Deutschen” ist in erster
Linie Politikum und Instrument: Instru-
ment der „Linken" (parteipolitisch meis-
tens der SPD, Grünen und „Linke“ sowie
derdiverseneinstigenK-Gruppen,Grüpp-
chen und Sekten, also der Alt-68er und
Neu-Linken), um der demokratischen
RechtenderBundesrepublik,vorallemder
CDU/CSU die demokratische Rechtferti-
gung zu entziehen.
Das Argumentationsmuster ist dabei, be-
sonders seit 1968, ebenso banal wie wirk-
sam: Die Nationalsozialisten hätten das
Nationale betont, überhöht und verbre-
cherisch missbraucht. Deshalb sei jede
Form des Patriotismus oder gar des Natio-
nalismus tabu, Patriotismus gleiche ag-
gressivem Nationalismus und sei eigent-
lich„Nationalsozialismus”oderzumindest
"wie Nationalsozialismus” - und wenn
nicht „Nationalsozialismus”, eben „Fa-
schismus".Worteals Schlagworte,wiemit
demSalzstreuerhantierend,wirkungsvoll
allemal,denn:„JederPatriot istNazi”,be-
sonders ein christdemokratischer Patriot,
demgegenüber man sich bei Bedarf, und
wenneinemdieArgumenteausgehen,der
Total-Verunglimpfung, nämlich der Nazi-
Keule bedient.
So knallhart wie rot-grüne Koalition von
1998 bis 2005 hat - warum auch nicht? -
kaum eine bundesdeutsche Regierung im
europäischen Rahmen nationale Interes-

senformuliertundmanchmal rüdedurch-
gesetzt.
Auch sprachlich nahm man Anleihen bei
vorherVerteufeltenauf:ImJahre1994war
einBuchmitdemTitel „Die selbstbewuss-
te Nation” erschienen, die Autoren waren
zumeistanerkannteundehrenwerteKon-
servative und Liberale. Empört wurde be-
sonders auf den Titel reagiert, ein Sturm
im Wasserglas entfacht und einmal mehr
„Nazisanteportas!”oder„WehretdenAn-
fängen!" gerufen.
Am Anfang der rot-grünen Koalition griff
Neu-Kanzler Gerhard Schröder in seiner
ersten Regierungserklärung diesen Ge-
danken und jene Formulierung fast wört-
lich auf, und keiner regte sich auf. Als
danach diese nicht zuletzt aus einstigen
„Friedensbewegten” bestehende Bundes-
regierung in drei Jahren zwei leider not-
wendige Kriege zu Recht mit führte, gab
man zu Gunsten des Machterhalts eigene
lang gehegte Prinzipien auf, und nun hat
sogarGünterGrassim„Krebsgang”gelernt,
dass Leid durch Deutsche kein Leid von
Deutschenrechtfertigt.Worauswirlernen,
dass und wie heuchlerisch politische
Schlagworte verwendet und bekämpft
werden. Sie werden tatsächlich eher als
Schlaginstrumente eingesetzt und nicht,
wie üblicherweise das Wort, als Mittel der
Kommunikation.Vieleunsererpolitischen
DebattensindHeuchelorgien.Deshalbbe-
fürworte ich auch in der Diskussion über
„Patriotismus”mehrGelassenheit.Fürdie-
se Gelassenheit habe ich schon nach 40
Jahren Bundesrepublik wortgleich plä-
diert. Im Jahre 60 der bewährten demo-
kratischen bundesdeutschen Republik
bzw. dem Jahre 20 nach dem Mauerfall
wäre alles andere absurd. w

Hinweis: Dieser Artikel ist ein von Professor
Wolffsohn für Souverän aktualisierter Beitrag aus
dem Welt-Onlinedienst vom 17.2.2002.

Die Deutschen sind längst
patriotisch. Und es bekommt
ihnen und ihrer Umwelt bestens.



souverän 4|200916

Das Jahr hatte mit der für die CDU
erfolgreichen Wahlwiederholung in
Hessenbegonnenundhattealswei-

tere wichtige Stationen die Wiederwahl
desBundespräsidentenHorstKöhler und
die für die Unionsparteien erfolgreich
bestandenen Europawahlen. Auch in al-
len Landtagswahlen konnte die CDU un-
ter schwierigen Bedingungen ihre Minis-
terpräsidenten jeweils behaupten.
In der gesamten Legislaturperiode seit
2005 hatten die Unionsparteien in der
politischen Stimmung einen deutlichen
Vorsprung vor der SPD. Die SPD war be-
reits zu Beginn des Jahres 2008 unter die
30-Prozent-Marke gesunken und konnte
ihre Position auch im Wahlkampf nicht
mehrverbessern.DaGrüneundLinkebei-
deaufeinemNiveau leichtüberderZehn-
Prozent-Marke lagen, gab es über das
gesamte Wahljahr 2009 die Erwartung,
dassdieUnionspartenunddie FDPdieses
Mal gemeinsam eine Mehrheit würden
erreichen können.
Diese Erwartung wurde auch durch die
überaus gute Bewertung der Bundes-
kanzlerinAngelaMerkel begleitet. Inder
Sympathiebeurteilung erhielt die Bun-
deskanzlerin, sicher auch auf Grund der
GroßenKoalition,Traumwerteundwurde
von den Anhängern ihrer eigenen Partei
höher bewertet als die Partei selbst. Ein
vergleichbaresPhänomenhattees früher
noch nie gegeben. Auch im direkten Ver-
gleichmitdemHerausforderer,Außenmi-
nister Frank-Walter Steinmeier, führte
Angela Merkel jeweils mit großem Vor-
sprung bei der Frage, wen die Deutschen
am liebsten als Bundeskanzler hätten.
Auffällig war dabei, dass Angela Merkel
neben der guten Beurteilung durch die

Anhänger der FDP, was zu erwarten war,
auchviel positivenZuspruchvonAnhän-
gern der SPD, der Grünen und selbst der
Linkenerhielt.AusdieserPerspektivegab
es in der Bevölkerung die überwiegende
Erwartung, CDU, CSU und FDP würden
gemeinsam das Ziel einer Mehrheit im
DeutschenBundestag erreichenkönnen.
Allerdings hatten die überraschenden
Stimmungsveränderungen vor den Bun-
destagswahlen 2002 und 2005 eine Unsi-
cherheitinderBevölkerunghinterlassen,
ob sich nicht auch dieses Mal in letzter
Minute noch starke Stimmungsverände-
rungen ergeben würden.

Das Wahlergebnis
Die CDU (CSU) hat in Ost und West sehr
unterschiedlich abgeschnitten:
Während die Unionsparteien im Westen
Verlustehatten–undzwar inBayerngrö-
ßere als in den übrigen westlichen Bun-
desländern, konnte die CDU im Osten
zulegen.
InteressanteUnterschiedezeigensich im
Vergleich des Wahlverhaltens von Män-

nern und Frauen. Die CDU (CSU) verliert
unter den Männern im Westen (- 4,8)
deutlich mehr als unter den Frauen (-
0,8). Im Osten gewinnt die CDU bei den
Frauen 8,1 Prozentpunkte und bei den
Männern0,6 Prozentpunkte. ImBundes-
gebiet insgesamtaddieren sichdieseVer-
änderungen zu einem Gewinn bei den
weiblichen Wählern von einem Prozent-
punkt, bei Verlusten unter den männli-
chen Wählern von 3,7 Prozentpunkten.
Ganz besonders gut schneiden die Uni-
onsparteien bei den Frauen in der Alters-
gruppe der 30 - 44-Jährigen ab: Im Wes-
ten gewinnen die Unionsparteien in die-
serGruppe3,2Prozentpunkte;dieCDUim
Osten kommt hier sogar auf einen Zuge-
winn von 11,4 Prozentpunkten. Insge-
samt steht in dieser Wählergruppe ein
Plus von 4,8 Prozentpunkten zu Buche.
Die SPDverliert vor allemunterdenWäh-
lerinnen im Osten (- 14,6) noch deutli-
cheralsbeidenMännern(-10,7), imWes-
tensinddieUnterschiedenichtsogravie-
rend. Die FDP gewinnt im Westen wie im
Osten unter den Männern mehr hinzu als

Die Bundestagswahl 2009:

Der Triumph
der Kanzlerin

Die Bundestagswahl am 27. September 2009 war der
Höhepunkt des an politischen Wahlen so reichen Jahres 2009.

Bund insgesamt
in %

West
(mit Berlin West)

Ost
(mit Berlin Ost)

CDU(CSU) 33,8 - 1,4 34,7 - 2,8 29,8 + 4,5

CDU 27,3 - 0,5 26,7 - 1,7 29,8 + 4,5

CSU 6,5 - 0,9 7,9 - 1,2 -

SPD 23,0 - 11,2 24,1 - 11,0 17,8 - 12,7

FDP 14,6 + 4,8 15,4 + 5,1 10,6 + 2,6

Linke 11,9 + 3,2 8,3 + 3,4 28,6 + 3,4

Grüne 10,7 + 2,6 11,5 + 2,7 6,8 + 1,5

Sonstiges 6,0 + 2,0 6,0 + 2,6 6,4 + 0,7

POLITIK UND GESELLSCHAFT
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unter den Frauen. Hier spielt offensicht-
lich eine Rolle, dass die CDU (CSU) vor
allemmännlicheWähler andie FDPabge-
geben hat.
FürCDU/CSUwieSPDgiltgleichermaßen,
dass beide Parteien unter den jüngsten
Wählern ihre schwächstenErgebnisse er-
reichen und ihre besten unter den Wäh-
lern ab 60 Jahren. Durch die starken Ver-
luste der SPD bei den jüngsten Wählern
(-18,1Prozentpunkte)kommenCDU/CSU
und SPD in der jüngsten Altersgruppe
gemeinsam nur auf etwa 43 %, während
sie in der ältesten Altersgruppe gemein-
sam auf 70 % kommen. In der jüngsten
Altersgruppe liegt die FDP imWesten wie
im Osten mit der SPD nun gleich auf, ge-
folgt von Grünen und Linken.
Die gleichzeitige Untergliederung nach
Alter und Geschlecht zeigt, dass die CDU
(CSU) in allen Altersgruppen unter den
Wählerinnendeutlichbesserabschneidet
alsunterdenmännlichenWählern.Dage-
gen fallen hohe Verluste der SPD in der
jüngsten Altersgruppe bei Männern und
Frauen recht ähnlich aus.
Traditionell schneidet die CDU (CSU) mit
steigendem Bildungsniveau schwächer
ab als bei niedrigem Bildungsniveau.
Nachden schwerenVerlusten,welchedie
SPD in allenSchulabschlussgruppenhin-
nehmen musste, zeigt sich bei den Sozi-
aldemokraten nun dasselbe Muster wie
beiderCDU(CSU).BeiniedrigeremSchul-
abschlusserhaltendieSozialdemokraten
deutlichgrößereAnteilealsbeihöchstem
Schulabschluss mit Abitur und Universi-
tätsbildung. Für FDP und Grüne gilt glei-
chermaßen,dasssiebeiniedrigemSchul-
abschluss schwächer abschneiden als bei
den Akademikern.
Die Unionsparteien schneiden unter den
Arbeitern schwächer ab als unter Ange-
stellten, Beamten, Selbständigen und
Landwirten.Abergerade indenGruppen,
in denen sie ihre besten Ergebnisse errei-
chen, unter den Selbständigen (36,1 %;
- 4,9) undunter denLandwirten (57,4%;
- 7,2) muss die CDU auch ihre größten
Verluste erleiden. Die SPD liegt bundes-
weit bei denArbeitern,denBeamtenund
geringfügig auch bei den Angestellten
etwas über dem Durchschnitt bei vor al-
lem sehr starken Verlusten unter den Ar-
beitern(-12,3)undAngestellten.DieFDP
schneidet inOstundWestunterdenSelb-
ständigen am besten ab und erreicht
auch im Westen unter den Landwirten

weit überdurchschnittliche Ergebnisse.
Die FDP ist im Westen bei Selbständigen
und Landwirten mit deutlichem Vor-
sprung vor der SPD zweitstärkste Partei.
Besonders unter den Landwirten, bei de-
nendieCDU(CSU)auffälligeVerlustehat,
kann sich die FDP vor allem im Westen
deutlich verbessern. Die Linken schnei-
den im Osten unter den Arbeitern etwas
überdurchschnittlichab. ImWesten liegt
derSchwerpunkteindeutigbeidenArbei-
tern und mit großem Abstand bei den
Angestellten.
Die Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft
ist für die SPD traditionell von großem

Vorteil, weil die Gewerkschaften als Vor-
feldorganisation der Sozialdemokraten
gelten.DieSPDerreichtdaherauchunter
den Mitgliedern einer Gewerkschaft mit
33,5 % ein sehr viel besseres Ergebnis als
unter denjenigen, die kein Mitglied sind
(20,5 %). Aber gerade unter Mitgliedern
verliert die SPD (-13,7) besonders deut-
lich. Genau in dieser Gruppe kann die
CDU (CSU) nun ihren deutlich unter-
durchschnittlichen Anteil signifikant
verbessern.
Die Zugehörigkeit einer Konfession be-
günstigtdieStimmabgabezugunstender
CDU (CSU), was in den westlichen Bun-
desländern vor allem im Hinblick auf die
Katholiken gilt. Während die CDU (CSU)
inOstwie inWestunterdenkatholischen
Wählern 44 % erreicht, kommt sie bun-
desweit unter den Protestanten auf 33 %
und unter denen, die keiner Religion an-
gehören auf 22 %. Es ist eine Besonder-
heit der protestantischen Wähler in den
neuen Bundesländern, dass die Union in

dieser Gruppe mit 39 % recht nah an die
StimmabgabekatholischerWählerheran-
kommt. Während die CDU (CSU) im Wes-
ten besonders unter den Katholiken
deutlicheVerlustehat, kann sie imOsten
vor allem unter den evangelischen Wäh-
lern durchweg gewinnen. Die Stimmab-
gabe zugunsten der Unionsparteien wird
durch die Kirchenbindung an die katho-
lische wie auch an die evangelische Reli-
gionpositivbeeinflusst (diese Informati-
on liegt nur für den Westen vor). Unter
den katholischen Wählern, die regelmä-
ßig zur Kirche gehen, erzielt die CDU
(CSU) ein Ergebnis von 67,3 % bei Verlus-
ten von 4,7 Prozentpunkten. Auch bei
denendienur abundzuzurKirchegehen
(50,1 %; - 1,0) erreicht die CDU ein über-
durchschnittlichesErgebnisundliegtnur
bei den seltenen katholischen Kirchgän-
gern mit 32,8 % (- 3,1) etwas unter dem
Durchschnitt.Auchunterdenprotestan-
tischenWählern schneidetdie CDU(CSU)
beidenregelmäßigenundgelegentlichen
Kirchgängern deutlich besser ab, als un-
ter denen, die sehr selten die Kirche be-
suchen.
Das Wahlergebnis vom 27. September
2009 hat bei allen anderen Parteien zu
großen Veränderungen geführt. Die auf-
fälligen Unterschiede zum Wahlergebnis
2005 sind das Ergebnis einer immer stär-
ker zunehmenden Wechselbereitschaft
der deutschen Wähler, die durch die viel-
fältigen gesellschaftlichen Veränderun-
gen begründet wird. Wir werden uns dar-
an gewöhnen müssen, dass die deutsche
Wählerschaft auch in Zukunft immer kri-
tischer auf die aktuelle Politik reagiert
unddamit immerwechselbereiterwerden
wird. w

Die Ergebnisse basieren auf 15.591 Interviews der
Forschungsgruppe Wahlen nach der Stimmabgabe
der Befragten.

DerAutor:StaatssekretärWolfgangG.
Gibowski ist der Bevollmächtigte des
Landes Niedersachsen beim Bund.

Wolfgang G. Gibowski

Wahlergebnisse nach Altersgruppen

Partei /
Altersgruppe

Über 60 Jahre

CDU 43 %

SPD 27 %

FDP 12 %

Linke 10 %

Grüne 5 %

Quelle: Infratest/dimap



Testfall 1: Schwarz-Gelb, sicher wie das
Amen in der Kirche?
CDU und FDP haben NRW gut regiert. Mi-
nisterpräsidentRüttgershatalsmoderner
und sozial aufgeschlossener Landesvater
guteFigurgemacht.AuchbeidenBundes-
tagswahlen lag schwarz-gelb im Trend.
Was soll da noch schief gehen? Die Erfah-
rung zeigt, dass Regierungsparteien im
Bund sich in Landtagswahlen schwer tun
unddieUnionseit2005 inallenLandtags-
wahlen Stimmenverluste hinnehmen
musste.DerStartderschwarz-gelbenBun-
desregierung unter Angela Merkel wird
genausowichtigseinfürdasNRW-Ergebnis
wie die schwarz-gelbe Politik im Lande.
NRW ist der erste große Test für Schwarz-
Gelb.
Testfall 2: Rot-Rot-Grün – Aus der Tiefe
des Raums?
Nimmtmandie politischenAbsichtender
neuen SPD Führung ernst, ist Lagerwahl-
kampf inNRWangesagt.DasRot-Rot-Grü-
ne Projekt (Sturz von Schwarz-Gelb 2013
im Bund) könnte seine erste Variante in
NRW erleben. Allerdings stehen drei Fra-
gezeichen davor:
1. IstdieSPDwiedervollKampagnen-fähig

nach der großen Schlappe bei der Bun-
destagswahl?

2. Kann die Linke ihr Protest-Potential

weiterhinaktivieren?IstdieLinkeauch
klug genug, um die SPD als Koalitions-
partner nicht zu verprellen?

3. Schließlich die Grünen. Sie wollen es
nicht wahr haben, aber sie haben die
Bundestagswahlen verpatzt. Daher
müssensieklären,obsieGliedimlinken
Lagersein,oderScharnierfunktionzwi-
schendenLagernwahrnehmenwollen.
Zu Recht findet eine Auseinanderset-
zung bei den Grünen über mögliche
Jamaika-Koalitionen auch in NRW
statt.

Testfall 3: Die Partei der Nichtwähler –
Die neue heimliche Volkspartei?
Das Nichtwählen ist in Mode gekommen.
Politisch interessiertewie politischuninte-
ressierte, arme wie reiche, gebildete wie
ungebildete, verärgerte und zufriedene
Menschen habe die Lust am Wählen verlo-
ren. Besonders die Jungen und Alten der
CDU müssen da wieder ran. Die Abwande-
rungvonWählernwirdnurverhindert,wenn
die Union der Generationen aktiviert wird.
Testfall 4: Die Stimmung der Wähler-Sta-
bilität soviel wie möglich und bloß keine
Veränderung!
Wahrscheinlich wird die Stimmung der
Wähler nach der Bundestagswahl kriti-
scherwerden, insbesonderewegenStaats-
verschuldung und Arbeitslosigkeit. Will
Schwarz-Gelberfolgreichsein,müssensie
das Stabilitäts-Versprechen bekräftigen
und glaubwürdig machen.
Testfall 5: Das Fünf-Parteiensystem –
Kleine größer, Große kleiner?
Bleibt die CDU Volkspartei? Wird die SPD
wieder eine Volkspartei, oder werden die
drei kleinen Parteien noch näher zu CDU
undSPDaufschließen?WürdesichdieZer-
splitterung fortsetzten, kann eine Regie-
rungsbildung nur noch mit drei Parteien
erfolgen: Schwarz-Gelb-Grün oder Rot-
Rot-Grün. Die Wahlen stellen Weichen für
diepolitischeEntwicklunginDeutschland:
Im Parteiensystem, im Bundesrat und
nicht zuletzt in der Bundespolitik.
Junge Union und Senioren-Union, über-
nehmen Sie! w

NRW-Landtagswahlen 2010:

Testfall für die deutsche Politik
Überlegungen von Peter Radunski, Senator a. D., ehemaliger
CDU-Bundesgeschäftsführer, renommierter Wahlkampf-
stratege und Senior Advisor Publicis Consultans Deutschland

Unterstützen Sie Jürgen Rüttgers!

www.cdu-nrw.de
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Über die Grenzen hinaus anerkannt als
Wahlkampfprofi und Experte für Partei-
arbeit: CDU-Urgestein und langjähriges
SU-Mitglied Peter Radunski









POLITIK UND GESELLSCHAFT

souverän 4|200922

Die politische Farbenlehre hat sich
stark verändert. Schwarz steht
nicht mehr für ein wertkonservati-

ves, katholisch zentriertes Christentum.
Vielmehr haben sich CDU und CSU ins
rötlich-gelbeverfärbt,umeinermöglichst
breiten wie schwammigen Mitte zu gefal-
len. Und die Gelben? Die früher mit der
FarbedesGoldesbehafteteParteiderwirt-
schaftlichen Freiheit hat sich in der bür-
gerlichenMittesobreitaufgestellt,dasssie
für vormals Schwarze wählbar erschien.
WersichvorderWahlkritischmitdem„ho-
hen C“ der Union befasste, konnte viel-
leichtnochalsKassandragelten.DieBun-
destagswahl hat die C-Parteien auf ihr
zweitschlechtestesErgebniszurückgewor-
fen und belegt überdies, wie sehr sie ihre
christlichenStammwähler vernachlässigt
haben.EssolltedieCDU/CSUintiefeNach-
denklichkeit versetzen, dass sie gerade
ihre treuesten Wähler zunehmend ver-
grault hat. Überdurchschnittlich viele
kirchlichgebundeneWahlberechtigte sind
trotz bischöflicher Ermahnung gar nicht
erst zurWahl gegangen.Oder sie habenei-
nenDenkzettel in dieWahlurnegeworfen,
auf dem etwa die FDP angekreuzt war.
Die Auszehrung christlicher Substanz in
der C-Politikhat freilichnicht erstmit der

Vorsitzenden begonnen. Die Union ent-
fremdet sich seit Jahrzehnten von ihrer
eigenen Tradition und verliert damit ihre
ursprüngliche C-Identität. Was vom „C“
übrigbleibt, istderschwacheAufgussdes-
sen,wasman„christlichesMenschenbild“
zu nennen pflegt. Das sind oft nur pathe-
tische Beschwörungen hehrer Werte wie
Menschenwürde, Ehe und Familie. Deren
naturrechtlicheBedeutungwirdaberweit-
hin verkannt.
Der ökologische Umweltschutz, sogar der
strafrechtlichbewehrteTierschutzundder
SchutzderNichtrauchervordenRauchern
scheinen fürdieCDU-Liberalenwie fürdie
FDP-Liberalen eine größere Bedeutung
erlangtzuhabenalsderSchutzungebore-
ner Menschen. Obwohl sich die gängige
Abtreibungspraxis als überaus sozial-
schädlich erwiesen hat. Sie ist eine der
Hauptursachen für das demographische
Problem, das unsere Sozialsysteme wie
auch das ökonomische Wachstum erheb-
lichgefährdet.Unsfehlenheutegenaudie
MillionenKinder,diewirseitdensiebziger
Jahren„rechtswidrig,aberstraffrei“haben
abtreiben lassen.
Die anreiztheoretisch ausgeklügelten fa-
milienpolitischen Maßnahmen zur Behe-
bung dieses Desasters werden nicht aus-

reichen. Vor allem nicht die Kinderkrip-
pen, die das Wertproblem der Erziehung
noch verschärfen und zur weiteren Ver-
staatlichung der Familien führen. Wo ist
hier das subsidiäre und naturrechtliche
Ordnungsbild geblieben, das noch im
Grundgesetz Art. 6 aufleuchtet? Dort ist
neben dem natürlichen Recht der Eltern
sogar noch von deren Pflichten die Rede.
Angela Merkel hätte inzwischen lernen
können, was die christliche, vor allem
katholisch-soziale Tradition der CDU in-
haltlich bedeutet. Andernfalls wird sich
die Resignation ihrer konservativen An-
hänger noch verstärken. In ihrem Bestre-
ben, es allen recht zu machen, ist sie ein
hohes Risiko eingegangen. Wozu noch
CDU wählen, wenn das charakteristische
„C“ immer mehr verschwimmt?
Unter dem Regiment der Vorsitzenden ist
die Freiheit der innerparteilichen Diskus-
sion schon nach dem schlechten Wahler-
gebnis von 2005 stark eingeengt worden.
Macht-undZeitgeistbeflissenheit beherr-
schen das Feld und verdrängen die nüch-
terne Ursachenanalyse wie auch die ge-
schichtlicheErfahrungderWert-konserva-
tiven. Denen fehlt inzwischen auch eine
hinreichende Basis in den Kirchen. Deren
geistig-moralische „Macht“ ist in der me-
dial beherrschten Öffentlichkeit inzwi-
schenziemlichabgeschmolzen.Auchsind
die Kirchen zu sehr mit den eigenen Be-
findlichkeiten befasst.
Aber immerhingibtesnoch10-15Prozent
kirchlich praktizierende Christen. Diese

Ein sehr persönlicher Blick auf die aktuelle politische
Situation von Professor Wolfgang Ockenfels, Inhaber
des Lehrstuhls für Christliche Sozialwissenschaften
der Theologischen Fakultät an der Universität Trier.

Zwei Monate nach der Bundestagswahl:

Die Schwarzen und die Gelben

Entspannende Tage im Weindorf Kaltern er-
warten Sie bei Spaziergängen und Wande-
rungenindersüdlichenLandschaftrundum
den Kalterer See bis hin zu den Schlössern
und Burgen der Region. Das Hotel Goldener
SternblicktdabeialseinesderältestenHäu-
ser im Ortskern auf eine lange Geschichte
zurück. Zu Beginn des 20. Jahrhunderts

übernahmdie Familie vonStefenelli dasGe-
bäude.DiekomfortablenZimmerundSuiten
wurdenjetztmitvielSinnfürdieBewahrung
der Tradition stilvoll renoviert. Nur wenige
Meter vom Haupthaus entfernt – mit direk-
tem Zugang – befindet sich ein neuer Well-
nessbereichmitFreischwimmbad,Whirlpool
mit Unterwassermassage und Saunaland-

schaft. Das geschulte Personal verwöhnt
dort die Gäste mit wohltuenden Massagen
sowieentspannendenGesichts-undKörper-
behandlungen. Die Südtiroler Gastlichkeit,
die komfortablen Zimmer, der aufmerksame
Service und die kompetente Beratung ma-
chen Ihre Ferien zu einem unvergesslichen
Erlebnis. Der idealeAbschluss eines intensi-
ven Tages ist dann der Genuss eines edlen
Tropfens in unserem Weinkeller. w

Der „Goldene Stern“ in neuem Glanz
ANZEIGE
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fragensichmitdemaltenKirchenlied„Wo-
hinsollichmichwenden?“,zudenSchwar-
zen oder zu den Gelben? Eine immer
schwererzuentscheidendeWahl.DieSPD-
Rotenkommenumsoweniger inBetracht,
als siemit den atheistischen „Linken“der
früheren PDS-SED Bündnisse eingehen.
Immerhin kann man aber als ernsthafter
Christ noch Verständnis und Anklang fin-
den bei der Jungen Union sowie in der
rasch wachsenden Senioren-Union. Die
Jungen wachsen von allein in die Senio-
renschaft hinein und werden dort später
zur Mehrheit der CDU. Und die „Christde-
mokraten für das Leben“ sorgen sich um
dasLebensrechtvonJungenundAlten;sie
wehren sich tapfer gegen ein „Recht“ auf
Abtreibung und Euthanasie.
WohindieUnionsparteienkünftigsteuern
werden,bleibt einRätsel. IhrKurshatbis-
herstarkgeschlingert.Eineklarewertkon-
servative und ordnungspolitische Linie
war kaum zu erkennen. Aber Angela Mer-
kel istvielleichtpragmatischgenug,sogar
aus eigenen Fehlern zu lernen. Der merk-
liche Rückgang der CDU ist freilich nicht
nur der Vorsitzenden in die Schuhe zu
schieben, sondern einem großen Teil der
etablierten Partei-Elite. Die hat sich als
sehr wackelig erwiesen, nachdem man ei-
nige aufrechte Stützen und stabile Träger
entfernthatte.WenndiePartei insgesamt
wieder Tritt fassen sollte, und zwar in den
Spuren ihrer eigenen großen Tradition,
müsste sie jetzt auch kämpferischer und
konfliktfähiger werden.
Denn was unterscheidet die Schwarzen
von den Gelben? Hier stellt sich die be-
rühmteGretchen-Frage.DieCDUhatüber-
proportional viele katholische Wähler
verloren.VondiesenVerlustenhatdiePar-
tei der Nichtwähler, aber eben auch die
FDP profitiert, 15 Prozent der Katholiken

wähltensie.Dasistdeshalbkaumverwun-
derlich, weil die „C“-Parteien auf vielen
Feldern ihrer Politik kaum mehr von der
FDP zu unterscheiden waren. Nur dass die
FDP sich plötzlich als die Gralshüterin der
Sozialen Marktwirtschaft aufwarf.
Das war eine Rolle, die bisher der CDU auf
denLeibgeschriebenwar. EineRolle aller-
dings,diesie inKoalitionmitderSPDbeim
gemeinsamen Management zur Bewälti-
gung der globalen Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise nur halbherzig spielen konnte.
Viele haben sich gefragt, was denn die
staatlichenSubventionenundnationalen
ProtektionennochmitdemOrdnungsden-
keneinerSozialenMarktwirtschaftzutun
haben könnten, das doch grundsätzlich
mit dem der Katholischen Soziallehre als
kompatibel erschien.
MögemannachdenökonomischenTurbu-

lenzen auch auf das bewährte Ordnungs-
modellzurückfinden,umessogarimWelt-
maßstab einführen zu können, wie es die
Sozialenzyklika „Caritas in veritate“ von
PapstBenediktXVI. andeutet:DasGrund-
problem zwischen katholischen Christen
und Liberalen um den Freiheitsbegriff
bleibtbestehen.DieLiberalenderFDPwer-
denwahrscheinlichauchinwirtschaftspo-
litischerHinsichtdieinstitutionellen(also
zwingenden)Voraussetzungeneiner Frei-
heit,dieallenzukommt,vernachlässigen.
Ihr Individualismus ist nicht ohne weite-
res mit dem sozialen Personalismus der
Katholischen Soziallehre vereinbar.
Die solidaritätsferne Einstellung der FDP
zeigt sich namentlich in Fragen, welche
die sozialpolitischen Sicherungs- und in-
nenpolitischen Sicherheitsprobleme be-
treffen. Andererseits hat es die FDP ver-
standen, in familienpolitischer Hinsicht
einigeattraktivesteuerpolitischeAngebo-
te zu machen. Was den Lebensschutz be-
trifft, sind ja nun beide Parteien zwar
nicht gleichermaßen, aber wesentlich
doch auf einer schiefen Ebene gelandet.
Und der CDU wird es gewiss nicht leicht
fallen, gegenüberbestimmten rechtspoli-
tischen Auffassungen der FDP eine Barri-
ere aufzubauen.
Was ist von der schwarz-gelben Koalition
zuerwarten?Siewirdgewiss eine stärkere
wirtschaftlicheVernunftwalten lassenals
ihre Vorgängerin. Eher pragmatisch als
programmatisch wird man die Probleme
angehen.Nur sinddiesegarnichtmehr so
schnell lösbar,weil siesich-wiedieSchul-
den - seit Jahrzehnten auch moralisch
schuldhaft angetürmt haben. Die Zeit der
großenVisionenundZukunftsprojekte ist
längst vorbei. Neue Krisen abzuwehren
undalteProblemezu lösenwäreschonein
gewaltiger Fortschritt. w

DerAutor ist u.a. Geistlicher Berater
des Bundes Katholischer Unterneh-
mer BKU, Chefredakteur der Zeit-
schrift „Die Neue Ordnung“ in Bonn
sowie Kuratoriumsmitglied des Fo-
rums Deutscher Katholiken.
www.die-neue-ordnung.de

Prof. Wolfgang Ockenfels
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ÄltereMenschensindeinunverzicht-
barer Bestandteil unserer Gesell-
schaft. Um zukunftsfähig zu sein

und zu bleiben, müssen wir umdenken.
Wenn Junge und Alte füreinander da sind
undmiteinanderhandeln,könnensieziel-
sicher den Herausforderungen des demo-
graphischen Wandels begegnen. Gemein-
sam sollten Lösungsansätze erarbeitet
werden: ImBerufsleben, inderPolitik.Ein
wichtiger und richtiger Schritt sind ge-
meinsame Veranstaltungen, wie die von
PhilippMißfelderundProf.Dr.OttoWulff.
Gemeinsambereisender30-jährigeVorsit-
zendeder JungenUnionundder76-jähri-
ge Chef der Senioren-Union Deutschland
und veranschaulichen, dass Deutschland
mehrdenn jedasZusammengehörigkeits-
gefühlvon jungundaltbraucht.DieKom-
petenzen älterer Menschen sollten Wirt-
schaft und Politik verstärkt im Focus ha-
ben. 20 Millionen Deutsche sind heute
bereits 60Jahreundälter.Das ist einVier-
telderGesamtbevölkerung.DieGruppeder
Senioren wird bis 2015 weiter wachsen.
Dann nämlich gehen die geburtenstärks-
ten Jahrgänge in der Geschichte der Bun-
desrepublik,diesogenannten„Baby-Boo-
mer“, inRente.NurdieHälfteallerMänner
und Frauen zwischen 55 und 65 Jahren
habenArbeit.GemäßeinerForsa-Umfrage
wünschtsicheinViertelder60-bis80-jäh-
rigen aber einen bezahlten Job. Dem ent-
gegensteht,dass inzehnJahrennurnoch

ein Sechstel der Deutschen jünger als 20
seinwird.WirsolltenalsozusätzlicheMög-
lichkeiten schaffen, die es den Älteren
erlaubt, ihreLebens-undBerufserfahrun-
gensowie ihrFachwissen inunsereGesell-
schaft einzubringen. Die Arbeitswelt ist
gefordert, sich auf die älter werdende Be-
legschaft einzustellen. Es muss uns gelin-
gen, die Routine und Sachkenntnis der
ÄlterenmitderFlexibilitätundBelastbar-
keit der Jüngeren zu kombinieren. Dies
kannnachhaltigzumwirtschaftlichenEr-
folg Deutschlands beitragen.

Ehrenamtliches Engagement
verdient Anerkennung
Zahlreiche Projekte zeigen, dass die jun-
gen Senioren – meist körperlich fit und
geistighochaktiv – sichgerne engagieren
und bereit sind Verantwortung zu über-
nehmen.
Viele möchten weiterarbeiten, wenn sie
das Rentenalter erreicht haben. Sie sind
wissbegierig und wollen sich beschäfti-
gen. Ihre Zufriedenheit in der Phase nach
dem Beruf finden jene oftmals in ehren-
amtlichenTätigkeiten.Sieengagierensich
inVereinen, ParteienundVerbändenoder
führen beratende Tätigkeiten aus.
Unsere Gesellschaft ist auf das ehrenamt-
licheEngagementderÄlterenangewiesen.
DeshalbsolltedieehrenamtlicheTätigkeit
stärkergewürdigtwerden.FürRheinland-
Pfalz hat die CDU-Landtagsfraktion eine

Ehrenamtskarte vorgeschlagen. In vielen
Bundesländern wird die Karte bereits er-
folgreich eingesetzt. Die Wertschätzung
für großen ehrenamtlichen Einsatz wird
miteinempraktischenNutzenverbunden,
indem Vergünstigungen für öffentliche
und private Sport-, Kultur- und Freizeit-
einrichtungen sowie ermäßigter Eintritt
imMuseum,Kino,TierparkoderSchwimm-
bad angeboten werden.
In Rheinland-Pfalz sind mehr als ein Vier-
tel der Bürgerinnen und Bürger über 60
Jahre alt. In den nächsten Jahren wird

dieser Anteil zunehmen. Schon heute
muss die Politik auf diese Veränderungen
im Rahmen einer übergreifenden Senio-
renpolitik eingehen. Heute muss mit dem
AufbauderStrukturenbegonnenwerden,
die ein gutes und sicheres Älterwerden in
Rheinland-Pfalzermöglichen.Deshalbhat
die CDU-Landtagsfraktion die Landesre-
gierungaufgefordert,einLandessenioren-
konzept zuerarbeiten. Es soll demSelbst-
verständnisunddenVorstellungenälterer
Menschen gerecht werden und durch die
Einbindung aller Generationen zur Zu-
kunftsfähigkeit von Rheinland-Pfalz bei-
tragen–ganznachdemMotto„füreinander
denken und miteinander handeln“. w
Weitere Infos: www.cdurlp.de

Christian Baldauf:

Füreinander denken –
miteinander handeln

Die Gruppe der Senioren wird immer häufiger als der Teil der
Gesellschaft wahrgenommen, der am meisten belastet. Zu-
künftig soll der Druck auf die Jüngeren noch steigen. „Die-
sem Trend müssen wir entschieden entgegen treten. Wir müs-
sen die Senioren, ihr Wissen und ihre Erfahrung als wertvolle
Ressource begreifen und nutzen“, so beschreibt es der Frakti-
onsvorsitzende der CDU-Landtagsfradtion und Landesvorsit-
zende der CDU Rheinland-Pfalz, Christian Baldauf.

Christian Baldauf

POLITIK UND GESELLSCHAFT
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FürrundeinDrittelderinDeutschland
verursachten Treibhausgase (rund
340Megatonnen)zeichnenschlecht

isolierte Dächer, Keller und Hauswände
sowie veraltete Heizungsanlagen von
Miets- oder Einfamilienhäusern verant-
wortlich. Aus diesem Grund hat die Bun-
desregierung2006einProgrammzurCO2-
Gebäudesanierung aufgelegt. Ziel ist es,
die Sanierungsrate auf jährlich mindes-
tensdreiProzentdesWohnungsbestandes
zu steigern. In den Jahren 2005 bis 2007
saniertendieDeutschenmehrals290.000
Gebäude klimafreundlich. Um jedoch die
Treibhausgasebis2020umweitere40Pro-
zent senken zu können, muss die Anzahl
derdurchschnittlichsaniertenHäuserund
WohnungenproJahrmitgut100.000Ein-
heiten deutlich steigen.
Der Fraktionsvorsitzende der CDU/CSU,
Volker Kauder MdB, hat Ende August, mit
UnterstützungderArbeitsgruppeImmobi-
lienwirtschaft und Stadtentwicklung des
Wirtschaftsrates,imDeutschenBundestag
einPrämienmodellvorgestellt,mitdessen
HilfeneueSanierungsanreizegesetztwer-
den sollen. Privatleute sowie Wohnungs-
unternehmen sollen vom Bund künftig
eine so genannte „Energie-Spar-Prämie
130“ für Investitionenanvor1979errich-
teten Bestandswohngebäuden erhalten.
Voraussetzung dafür ist, dass der Primär-
energiebedarf nach der Sanierung 130

KilowattstundenproQuadratmeterWohn-
fläche und Jahr nicht mehr übersteigt.
Zusammen mit der Ausweitung des Wär-
me-Contractings, das heißt der Installati-
on einer modernen Heizungsanlage – bei
der das beauftragte Unternehmen die In-
vestitionskostenträgtundderHauseigen-
tümersich imGegenzug langfristig fürdie
Wärmeabnahme an dieses Unternehmen
bindet –, würde dies einen wichtigen Bei-
trag leisten, Sanierungen wirtschaftlich
attraktiver zu gestalten. Der Wirtschafts-
rat setzt sich dafür ein, dass die überfälli-
gen Vereinfachungen der Fördermodelle
im Bereich der Gebäudesanierung
schnellstmöglich von der neuen bürgerli-
chen Koalition kostenneutral umgesetzt
werden.
Dies ist dringend notwendig, denn nach
Berechnungen des Statistischen Bundes-
amtes sind bisher alle Anstrengungen in
denHaushaltenHeizenergieeinzusparen,
durch die Zunahme der Wohnflächen zu-
nichte gemacht worden.
GeradefürdieältereGenerationwirktsich
dabei ein Anstieg der Energiekosten be-
sonders spürbaraus.DerhoheEnergiever-
brauch in der Altersgruppe 65 plus resul-
tiert daraus, dass es sich häufig um Ein-
oder Zwei-Personen-Haushalte handelt,
einermeistgroßenWohnflächesowie län-
geren Aufenthaltszeiten in den eigenen
vierWänden.Dochdenmeistnotwendigen

Modernisierungsmaßnahmenstehennicht
selten Liquiditätsengpässe, das vorange-
schritteneLebensalterderEigentümerso-
wie lange Amortisationszeiten entgegen.
Die Situation: 87 Prozent der Eigentümer
vonEinfamilienhäusernwohneninGebäu-
den, die vor 1990 erbaut worden sind, 48
ProzentdieserEigentümersindälterals60
Jahre. Für sie ist der Anreiz einer Moder-
nisierung meist gering, weil sich die In-
vestitionen häufig erst auszahlen, wenn
das durchschnittliche Lebensalter über-
schritten ist. Erschwerend kommt hinzu,
dass die Banken Rentnern und Pensionä-
ren seltener Kredite bewilligen. Der Wirt-
schaftsratsetztsichdeshalbmitallerKraft
dafürein,dassdieneuebürgerlicheRegie-
rungeinegerechteKosten-Nutzen-Vertei-
lung der Sanierungskosten und -nutzen
zwischen Mietern und Eigentümern er-
möglicht.
DieBundesregierungfördertbereitsheute
die energetische Sanierung von Wohnim-
mobilien über die KfW-Förderbank mit
insgesamt1,5MilliardenEuroproJahr.Mit
Inkrafttreten der Energieeinsparverord-
nung(EnEV)2009stehenfürdieModerni-
sierung von Altbauten (Bauantrag vor
1995) vier Varianten der Förderung zur
Verfügung: die so genannten Effizienz-
häuser 130, 115, 100 und für besonders
energieeffizienteGebäudedieVariante85.
Die Förderung wird als Kredit mit bis zu
75.000EuroproWohneinheitplusmaximal
12,5 Prozent Tilgungszuschuss oder als
Investitionszuschuss mit bis zu 13.125
Euro pro Wohneinheit gewährt. Darüber
hinausgibteseinenbuntenStraußweite-
rer Förderangebote inBundesländernund
Gemeinden.DieserDschungelanProgram-
men überfordert jedoch oft Hauseigentü-
mer– insbesonderedieältereGeneration.

Bis 2020 soll der Ausstoß an Klimagasen in Deutschland
nochmals um 40 Prozent sinken. Dafür müssen mehr Wohnim-
mobilien als bislang saniert werden. Der Wirtschaftsrat der
CDU e.V. hat nun eine Offensive zur energetischen Gebäude-
sanierung gestartet, die auch generationsübergreifende Ge-
sichtspunkte berücksichtigt.

Gebäudesanierung:

„Energie-Spar-Prämie 130“
statt Förderdschungel
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Vielen sind die Angebote nicht hinrei-
chend bekannt.
MitBlickaufdiejüngereGenerationkönn-
te eine Abschaffung der Erbschaftsteuer
sicherlich dazu beitragen, mehr Senioren
fürdenenergetischenUmbauihrerHäuser
zugewinnen.Aberauchschonheutekann
sichdieModernisierung fürdasStandard-
Eigenheimlohnen:ImErbfallkönnenEhe-
gatten bzw. Lebenspartner, Kinder oder
Enkel, Freibeträge von 500.000 Euro,
400.000 Euro bzw. 200.000 Euro geltend
machen. Mit einkalkuliert werden sollte,
dass sich eine energetische Sanierung in
aller Regel positiv auf den Marktwert der
Immobilie auswirkt.
Entscheidend ist es in jedem Fall den För-
derdschungel zu lichten, um mehr Haus-
eigentümer für klimafreundliche Umbau-
maßnahmenzugewinnen.Jede Investiti-
on in diesem Bereich ist dabei ein Inves-
titionsprogrammfür denMittelstand.Der
GeneralsekretärdesWirtschaftsrats,Hans
Jochen Henke, erklärte hierzu im August
vor der CDU/CSU-Bundestagsfraktion:
„Die Einführung einer Energiesparprämie
wäre direkte Wirtschaftsförderung. Das
Geld bliebe durch die Sicherung und
Schaffung neuer Arbeitsplätze im Hand-
werk und der Bauwirtschaft im Land. Mit
dem Einsatz von beispielsweise drei Milli-
arden Euro könnten sofort private Inves-
titionenvonsiebenMilliardenEuroausge-
löst werden. Dies wäre effektiver und
nachhaltigerals jedesstaatlicheKonjunk-
turprogramm.“ w
K.S.

® Seit 1. Oktober gilt die Energieein-
sparverordnung (EnEV) 2009. Für Haus-
besitzer, die eine klimafreundliche Sa-
nierungplanen,bedeutetdies schärfere
Auflagen: Wer größere Modernisierun-
gen vornimmt, muss gegenüber heuti-
gen Standards im Durchschnitt 30 Pro-
zentstrengereenergetischeAnforderun-
geneinhalten.AlternativkönnenHaus-
sanierer jedoch auch den Jahresprimär-
energiebedarf des gesamten Gebäudes
um30Prozent senken. Dafür braucht es
neben einer energieeffizienten Gebäu-
dehülle eine moderne Heizungsanlage.
®Wer künftig mehr als 50 qm zusam-
menhängend ausbaut, muss nachwei-
sen, dass dieser Gebäudeteil den Neu-
baustandard erfüllt. Hauseigentümer,
die imBaubestanddieGebäudehülle sa-
nieren, müssen die Anforderungen der
EnEV2009nurerfüllen,wenndiemoder-
nisierteFlächeimVerhältniszurGesamt-
fläche zehn Prozent überschreitet.
®Die EnEV 2009 sieht zudem vor, dass
Nachtstromspeicherheizungen,dieälter
als sind als 30 Jahre, in Gebäuden mit
mindestens sechsWohneinheiten zuer-
setzen sind. Die Pflicht zur Außerbe-
triebnahmesollstufenweiseab1.1.2020
einsetzen.Siekannaberunterbestimm-
ten Bedingungen entfallen.

®Verschärft worden sind mit der EnEV
2009 die Anforderungen zur Dämmung
von Dachböden, unabhängig davon, ob
siebegehbarsindodernicht.Siemüssen
ab2011eineWärmedämmungerhalten:
allerdings genügt hier auch die Däm-
mung des Daches. Ab 2012 soll die
Dämmpflicht dann auch für die begeh-
baren, bisher ungedämmten obersten
GeschossdeckenüberbeheiztenRäumen
im Baubestand gelten.
®Hauseigentümer sollten darauf ach-
ten, dass sie nach der Modernisierung
eine schriftliche Erklärung des Hand-
werksbetriebs bekommen, dass nach
EnEV 2009 saniert wurde. Dies schreibt
die Verordnung vor. Wird die Erklärung
nicht oder nicht wahrheitsgemäß abge-
geben, droht eine Geldstrafe von bis zu
15.000 Euro.
®DerEnergieausweisgiltauchnachder
neuen EnEV. Er soll künftig auch über
denEinsatzalternativerEnergiesysteme
sowiedieAnforderungendesErneuerba-
re-Energien-Wärmegesetzes informie-
ren.
® Der Bezirksschornsteinfeger hilft
Hauseigentümern dabei, die Nachrüst-
pflichten in ihren vier Wänden zu orten
und überprüft, ob sie der neuen EnEV
entsprechen.

Energieeinsparverordnung 2009 –
was Hauseigentümer wissen sollten
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Nur mit einem Lendentuch ist der
verkrüppelte Mann bekleidet, der
sich mühsam auf einfachen Holz-

prothesen fortbewegt. Ein anderer muss
an Krücken laufen, doch zumindest trägt
er,wennauchabgerissen, einewärmende
Jacke, Hose und Schuhe. Den beiden wird
- Gott sei Dank - geholfen: Der Nackte be-
kommt ein rotes Gewand übergestreift,
dem anderen werden Brot und Wasser ge-
reicht. Ein Heiligenschein gebührte ei-
gentlichdenWohltätern,dochdieserum-
rahmt in leuchtendem Gold die Häupter
der Bettler. Eine berührende, wenn auch
seltsamanmutendeSzene,diediePredel-
la des spätgotischen Altars in der Kirche
vonGischowzeigt.Dochsoabwegigistdie
Darstellung des unbekanntenDorfmalers
nicht, vielmehr war er bibelfest.
Nächstenliebe gehört zu den Forderun-
gen, die Jesus in seinen Predigten immer

wieder an die Menschen stellt. Die Liebe
zuGott seidashöchsteundgrößteGebot.
Doch ihr gleichrangig sei die Liebe zum
Nächsten wie zu sich selbst. So schreibt
esderEvangelistMatthäusnieder(Mt.22,
37-40)undbenennt einigeKapitel später
auch konkrete Taten. Dort predigt Jesus
über das Jüngste Gericht: "Dann wird der
König zu denen auf seiner Rechten spre-
chen: 'Kommt, ihr Gesegneten meines
Vaters, nehmt das Reich in Besitz, das
euch seit Grundlegung der Welt bereitet
ist. Denn ich war hungrig, und ihr habt
mir zu essen gegeben, ich war durstig,
und ihr habt mir zu trinken gereicht, ich
war fremd, und ihr habt mich aufgenom-
men, nackt, und ihr habt mich bekleidet,
ichwarkrank,und ihrhabtmichbesucht,
ich war im Gefängnis, und ihr seid zu mir
gekommen. (...) Wahrlich, ich sage euch,
was immer ihr einem dieser meiner ge-

ringsten Brüder getan habt, das habt ihr
mir getan.'"(Mt. 25, 34-40).
Diese Worte Jesu sind in der christlichen
TheologiedieGrundlage fürdieWerkeder
Barmherzigkeit,derenReihe imLaufeder
Zeit noch erweitert wurde. In der Kunst
hat sichdieDarstellungvon sieben "klas-
sischen"Werkendurchgesetzt:Hungrigen
zuessenundDurstigenzu trinkengeben,
Fremde beherbergen, Nackte bekleiden,
Krankepflegen,Gefangenebesuchenund
Tote bestatten. Barmherzigkeit war die
Grundlage fürdie imMittelalter vermehr-
te Wohlfahrtspflege, die Caritas, in deren
MittelpunktdasAlmosenwesenstand.Um
den Menschen zu verdeutlichen, worin
derSinndergutenTaten lag, traten inder
bildenden Kunst oftmals Heilige an die
Stelle der Helfenden. Elisabeth von Thü-
ringen verkörpert dabei wohl am ein-
drucksvollsten die Misericordia, die

KULTUR UND UNTERHALTUNG

Gott beim Wort



Barmherzigkeit.AuchzeigtemanChristus
als Notleidenden oder als Begleiter der
Bedürftigen - in allen Szenen erkennbar
an seinem Kreuznimbus. Eine besonders
hübsche und seltene Darstellung beher-
bergt die barocke Fachwerkkirche im
mecklenburgischen Gischow. Im Mittel-
schrein des Schnitzaltars aus dem frühen
16. Jahrhundert steht eine Mondsichel-
madonna, umrahmt von einem Rosen-
kranzmitdenWundmalenChristi.Aufden
SeitenflügelnbegleitensiederEvangelist
JohannesundderheiligeBischofServati-
us, während die Rückseiten der Altarflü-
gel die sogenannte Gregorsmesse zeigen.
Auf der Predella, dem unteren Teil des
spätgotischen Altars, sind in einer fort-
laufend gemalten Szene sechs Werke der
Barmherzigkeitzusehen.Demunbekann-
ten Meister des Gischower Altargemäldes
ist es gelungen, lebensnah zu zeigen,wie

wichtig Armenhilfe ist: Vor einer Kulisse
aus Landschaft und Architektur wird in
einer von stillem, freundlichen Ernst ge-
tragenen Szenerie über die christliche
TugendderaktivenNächstenliebeerzählt.
Der Künstler hat, wie es an der Schwelle
zurNeuzeitüblichwar,mitseinemBildnis
eherbewegtalsnursachlichunterwiesen:
Er weckt durch die Gesten und Mimik sei-
ner Figuren beim Betrachter Emotionen,
stellt die den Notleidenden dienenden
Institutionen glaubwürdig dar und regt
darüber hinaus die Gläubigen an, selbst
Almosen zu geben. All dies schuf der
Künstler in Gischow ganz im Sinne der
Worte Jesu: "Was ihr für einen meiner ge-
ringsten Brüder getan habt, das habt ihr
mir getan." Daher umgab er nicht die
Wohltäter, sondern die Armen mit dem
Heiligenschein. Gott beim Wort genom-
men - so einfach wie ergreifend. w
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KULTUR UND UNTERHALTUNG

Die Deutsche
Stiftung

Denkmalschutz
Die Deutsche Stiftung Denkmal-
schutz wurde 1985 gegründet und
hat zwei Aufträge: bedrohte Kultur-
denkmale zu bewahren und für den
Gedanken des Denkmalschutzes zu
werben, um möglichst viele Bürger
zur Mithilfe zu gewinnen. Seit ihrer
Errichtung konnte die Deutsche
StiftungDenkmalschutzbundesweit
3.500 Denkmale mit über 420
Millionen Euro bewahren helfen.
Die Stiftung setzt sich erfolgreich
für bedrohte Dorfkirchen und
Bürgerhäuser, Schlösser und Burgen
ebenso wie für Parkanlagen und

archäologische Grabungen ein.

Helfen auch Sie!
Damit Vergangenheit Zukunft hat.

Spendenkonto 305 555 500
BLZ 380 400 07

Koblenzer Str. 75 53177 Bonn
Tel. 0228/95738-614

www.denkmalschutz.de
Text: Christiane Rossner, Foto: Roland Rossner

rt genommen
Eine Bildergeschichte in Gischow
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FestigungderPartnerschaftI:Auch20Jah-
renachderWendebleibtdiePartnerschaft
zwischen dem nordrhein-westfälischen
Kreis Olpe und dem brandenburgischen
Dahme/Spreewald lebendig. Eine Gruppe
der Olper Senioren-Union besuchte die
Freunde bereits in der Kreisstadt Lübben.
DorthattenOlperBeamtenachderWieder-
vereinigungamAufbauderVerwaltungen
mitgewirktunddieZusammenarbeitinder
Senioren-UnionderCDUbeschlossen.Nun
reiste erneut eine Gruppe aus Attendorn
und Olpe dorthin und wurde mit großer
Herzlichkeit empfangen. Bürgermeister
Lothar Brettenbauer (CDU) informierte
nicht nur über die sehenswerten Aufbau-
erfolge,sondernwiesauchaufdenWegfall
StrukturbestimmenderWirtschaftszweige
hin.ErzeigtesichtrotzdemvollerOptimis-
musundDankbarkeit.EinRundgangdurch
die Stadt schloss sich an. Cottbus, Görlitz
Vetschau mit der Deutsch-Wendischen
Doppelkirche, der Spreewald und die von
Fürst-PücklerangelegtenLandschaftparks
inBrawitz undBadMuskauwarenweitere
Stationen. Die Begegnungen und Gesprä-
cheüberVergangenheitundZukunftsper-
spektiven waren zwei Jahrzehnte nach
dem Mauerfall ein kleiner aber wichtiger
Beitrag zur gelebten Deutschen Einheit.

Kreisvorstandsmitglieder der Senioren
Union aus Lübben/Spreewald, Olpe und
Attendorn

Festigung der Partnerschaft II: Zwei Grup-
pen der Senioren-Union aus Vallendar
(bei Koblenz) und Bad Münstereifel pfle-
gen seit 2007 eine Partnerschaft. In den
ersten beiden Jahren besuchten sie sich
gegenseitig und boten den Gästen jeweils

ein kulturelles und geselliges Programm,
um Städte und Leute kennenzulernen. In
diesemJahrtrafmansichschonalsFreun-
de „auf halber Strecke“ im Kloster Maria
Laach,wohinsichAdenauerinNazi-Zeiten
zurückgezogen hatte. Dort stand eine In-
formationsveranstaltung über die Ge-
schichte desKlosters, Besichtigungender
AbteikircheundderKlosteranlagensowie
das Einkaufen indenverschiedenenKlos-
terbetrieben auf dem Programm. Zudem
gab es noch Zeit für Spaziergänge am See
und einen Besuch im Café des Seehofs.
Diese Freundschaft entstand durch eine
alte Verbindung zwischen Bruno Rosen-
berger (BadMünstereifel)undAnnaMaria
Briese (Vallendar) aus aktiven Zeiten der

Partei-undRatstätigkeit.Diejetzigenbei-
denVorsitzenden,BrunoRosenbergerund
HeinzMünz,habennochsovieleProgramm-
ideen für weitere Treffen in den nächsten
Jahren,dassmansichersteinmalüberdie
Reihenfolge einig werden muss...

„Freunde auf halber Strecke“: Die Seni-
oren aus Vallendar und Bad Münstereifel

Notizen33
Zeichen gegen das Vergessen: Was vor einem Jahr am „Point Alpha“, dem ehemaligen
KontrollpunktderAlliiertenamDrei-Länder-EckHessen-Niedersachsen-Thüringen,be-
gann,wurdeimAugust2009amehemaligenZonengrenzübergangMarienbornbeiHelm-
stedt in Niedersachsen fortgesetzt. Die Landesvorsitzenden der Senioren-Union der
nord-undmitteldeutschenLändertreffensichgemeinsammitinteressiertenMitgliedern
ihrerVereinigungenandenBrennpunktenderdeutschenNachkriegsgeschichte. InVor-
tragsveranstaltungen und Seminaren wollen sie als Zeitzeugen der herausragenden
Ereignisse deutscher Nachkriegsgeschichte gedenken und dafür sorgen, dass sie wach
gehaltenundandieNachkommenweitergegebenwerden.„Das istunserselbstgestellter
politischer Auftrag“, sagte der Initiator Rolf Reinemann, Landesvorsitzender der Seni-
oren-Union Niedersachsen.
DiesesMal hattenReinemannundder Landesvorsitzendeder Senioren-UnionSachsen-
Anhalt, Dr. Joachim Kupfer, in die vor 13 Jahren eingerichtete Gedenkstätte Deutsche
Teilung in Marienborn eingeladen. Zu den interessierten Gästen zählten u.a. die Seni-
oren-Union Landesvorsitzenden von Hamburg, Hermine Hecker, von Thüringen, Rolf
Behrend, von Schleswig-Holstein, Karl-Heinz Stark, sowie die Landesgeschäftsführer
vonBrandenburg,Prof.Dr. JörnKlockow, undvonSachsen-Anhalt,UlrichGermer. Auch
SU-Vorstandsmitglieder aus Hessen und der Braunschweiger CDU-Landesvorsitzende
Jochen-Konrad Fromme waren dabei.
ThomasHabicht,heuteAbteilungsleiterKulturradiobeimRRB-RundfunkBerlin, vor20
Jahren Rundfunkreporter vor Ort, sprach fesselnd und anschaulich zum Thema „Die
Rolle der Alliierten bei Deutschlands Teilung und Wiedervereinigung“. Von einer ande-
ren Seite, ausgehend von den friedlichen Demonstrationen in Leipzig, Dresden oder
Berlin, dass es nämlich vor allem die Christen waren, die zu den Wegbereitern der Wen-
de in Deutschland und Trägern der osteuropäischen Revolution gehörten, beleuchtete
der Fernsehjournalist Joachim Jauer die Zeit vor 20 Jahren. Jauer war 20 Jahre lang
DDR- und Osteuropa-Korrespondent des ZDF. Auch er hat alles hautnah miterlebt.
In der anschließenden Diskussion meldeten sich vor allem viele Senioren aus Sachsen-
Anhalt zu Wort, die die Zeit der Wiedervereinigung selbst hautnah miterlebt und auch
mitgestaltet hatten, einige gehörten der ersten frei gewählten Volkskammer der DDR
unter Lothar de Mazaire an. Ihre Vorstellung, in etwa vier Jahren die Vereinigung der
Bundesrepublik Deutschland mit der DDR zu schaffen, wurde von der „Kraft des Fakti-
schen“ und vor allem durch den „Druck der Straße“ über den Haufen geworfen. Schon
sechs Monate später gab es die DDR nicht mehr.

Niedersachsens SU-Landesvorsit-
zender Rolf Reinemann vor dem
Auditorium in Marienborn: „Die
Erinnerung wach halten!”
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Vorstandswahl:DieSenioren-UnionWürt-
temberg-Hohenzollern wählte kürzlich
auf ihrer Bezirkstagung einen neuen Vor-
stand.VorsitzenderHonor Funk wurdebei
eigenerEnthaltungmitderhöchstenStim-
menzahl wiedergewählt, wie auch seine
beiden Stellvertreter Karl Hahn (KV Ra-
vensburg) und Josef Briem (KVSigmarin-
gen). Otto Lambrecht (KV Biberach) er-
hielt als Schriftführer und Organisator
neben den anderen Amtsträgern im Vor-
standdiehöchsteStimmenzahl.Inseinem
AmtalsSchatzmeisterbestätigtwurdeJo-
sefPfrieger (KVSigmaringen).AlsPresse-
sprecher neu in den Vorstand gewählt
wurde Günter Luib (Stadtverband Ulm).
Bei der Wahl der zehn Beisitzer gab es
sechs neue Gesichter: Waltraud Frensch
(KV Sigmaringen), Bruno Weishaupt (KV
Ravensburg, Elvira Laraia (KV Reutlin-
gen), Bernd Fuchs (KV Bodenseekreis),
Wolfgang Augsberger (KV Reutlingen)
und Klaus Moser (KV Tübingen). In ihrem
Amt bestätigt wurden: Margrit Koch (KV
Alb-Donau/Ulm), Hartmut Bonnemeyer
(KV Ravensburg), Christian Armbruster
(KV Reutlingen) und Karl Locher (KV Zol-
lernalbkreis). Das Frauenquorum wurde
aufAnhieberreicht.DerBezirksvorsitzen-
de der Jungen Union, Norbert Lins, hatte
als Tagungspräsident keine Mühe, die gut
besuchteSU-Mitgliederversammlungsou-
verän zu leiten.

Jubiläumsfeier: Die Senioren-Union Dor-
magen wurde im Januar 20 Jahre alt.
Grund genug für die rund 180 Mitglieder,
dieses Fest nicht nur im kleinen Kreis der
Aktiven zu feiern, nein, das sollte schon
etwasmehrsein.SowurdeeineFestveran-

staltungfürden29,Mail2009vorbereitet.
Die mehrstündige Feier, umrahmt von
festlicher Musik, fand großen Anklang.
Rund 120 Mitglieder und Angehörige er-
schienen zum Festakt, an dem auch Dr.
Bernhard Worms – Präsident der Europä-
ischen Senioren Union – teilnahm. Er be-
glückwünschteunddanktedemStadtver-
band, weil auch diese Gemeinschaft sich
denpolitischenZielenunddenerkennba-
renVeränderungeninunsererGesellschaft
stets weit geöffnet habe. Natürlich gab es
auch eine Festschrift, die auch einen zu-
sammenfassendenBerichtüberdieAktivi-
tätenderSeniorenUnionindenvergange-
nen 20 Jahren enthält.
Staatsminister Hermann Gröhe, dem die
örtlichen Verhältnisse bestens bekannt
sind, bezeichnete den Stadtverband als
wichtigstes Sprachrohr der Senioren in
Dormagen.Vondenursprünglich20Grün-
dungsmitgliedern konnten noch 6 mit ei-
nerUrkundeundeinemkleinenGeschenk
geehrt werden.

Gigantische Dimensionen: Schon von wei-
tem lassen die riesigen beiden Baudocks
der Meyer Werft in Papenburg erahnen,
dass es sich hier um eine außergewöhnli-
che Schiffsbauwerft handelt. Ein Rund-
gang mit Besichtigung, informativ und
eindrucksvoll bestätigt diesen Eindruck.
35 Mitglieder der Senioren-Union Hem-
moor / Börde Lamstedt fuhren kürzlich
gespanntzurMeyerWerft,heutefürjeder-
mann inNordwestdeutschlandeinBegriff
für den Bau von Kreuzfahrtschiffen. Ein-
geleitetmiteinerFilmvorführungbeinhal-
tete die Besichtung alles, was für den Be-

sucher interessant ist: Überdachtes Bau-
dock 1, Maße 370m x 102 m x 60m,
Krankapazität bis 600t; überdachtesBau-
dock 2, 384m x 125m x 75m, Krankapazi-
tät bis 800t; 2400 Beschäftigte, riesige
Außenhafenanlagen, kurzum ein Wirt-
schaftsunternehmen, das auf die Ganze
Regionausstrahlt.EinErlebnisganzande-
rer Art: die Hin- und Rückfahrt nach Pa-
penburg durch die Weite Norddeutsch-
lands, durch den Wesertunnel, an Leer
vorbei und gen Papenburg vom Norden
aus. Eindrucksvoll allemal alles.

Ju
ma
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di
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Herbert Reul (untere Reihe, 8.v.r.)
zwischen Rudolf Preuß und dem Vor-
standsmitglied Ilse Brenner) im
Kreis der Overather Senioren-Union

Brüssel - eine Reise wert: Die Senioren-
Unionder CDUOverath kehrtekürzlich
voneinerzweitägigenReisenachBrüs-
sel zurück.Nebender selbstverständli-
chen Erkundung der Stadt bei einer
StadtrundfahrtundaufeigenenFüßen
wurde auch das Europa-Parlament be-
sucht, wo der Europaabgeordnete Her-
bert Reul MdEP aus Bergisch-Gladbach
äußerst lebendig schilderte, wie sich
seinLebendadurchveränderthat,dass
er kein einfacher Abgeordneter mehr
ist, sondernderVorsitzendedes Indus-
trieausschusses. So musste er sich an
diesemTagdreiMalmitRegierungsmit-
gliedern der schwedischen Ratspräsi-
dentschaft treffen und hatte trotzdem
Zeit, LustundMuße für seineGästeaus
Overath.

Auszeichnung:UteMehnert,Marburger
CDU-Stadträtin und Kreisvorsitzende
der Senioren-Union Marburg-Bieden-
kopf, ist Ende September mit der Kon-
rad-Adenauer-Medaille ausgezeichnet
worden. Beim Tag der hessischen Seni-
oren-Union überreichte deren Landes-
vorsitzender Alfons Gerling die höchs-
te Auszeichnung, die seine Organisati-
on zu vergeben hat. Ute Mehnert habe
sich in ebenso vielfältiger wie heraus-
ragender Weise um das Gemeinwesen
verdientgemacht,würdigteGerlingdie
Marburgerin, die wenige Tage später
ihren 83. Geburtstag feierte.

Die Reisegruppe aus dem Kreis Cuxhaven vor der Meyer-Werft.
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Information über Neuseenland: Am
8.9.2009 führte die Leipziger Senioren-
Union eine Busfahrt durch das Leipziger
Neuseenland durch. Hier bei handelt es
sich um eine Bergbaufolgelandschaft, die
sichzueinerriesigenSeenlandschaftrund
um Leipzig wandelt. Pünktlich 10.00 Uhr
ging es am Leipziger Hauptbahnhof los.
Erste Station Störmthalersee. Von dort
weiter zum Markleebergersee mit seiner
Wildwasseranlage,dieanlässlichderLeip-
ziger Olympiabewerbung entstand. Über
Dreiskau-Muckern – ein Dörfchen mitten
indieserehemaligenMondlandschaft,das
sich zu einen wahren Kleinod entwickelt
hat –, ging die Fahrt weiter zum noch ak-

tivenBraunkohletagbauSchleenhain,der
dasKraftwerkLippendorf,daszurzeitmo-
dernste Braunkohlekraftwerk der Welt,
mit Braunkohle versorgt. Mittagspause in
Zwenkau,anschließendBesuchderZwen-
kauerbucht am Kap-Zwenkau (der Zwen-
kauersee ist vollständig geflutet größer
als der Tegernsee!), weiter zum Cospude-
nersee, wo das Ganze mit einer Seerund-
fahrtundKaffetrinkenabgerundetwerden
konnte.

Jubiläum: Am 20. Mai 2009 feierte die
Senioren-Union Kreisvereinigung Olden-
burg-Land ihr 20-jähriges Bestehen im
„Bauernhaus“ inVielstedt inderNähevon
Hude. Der Vorsitzende Alfred Pergande
konnte dazu zahlreiche Mitglieder und
Freunde begrüßen. Auch SU-Bundesvor-
sitzender Prof. Dr. Otto Wulff war gekom-
mensowiedieCDU-Bundestagskandidatin
Astrid Grotelüschen und die Landtagsab-
geordneten Karl Heinz Bley und Ansgar
Focke. Als Höhepunkt der Veranstaltung
empfanden die Teilnehmer die engagierte
AnsprachedesBundesvorsitzenden.Wulff
betontedieimmerstärkerwahrgenomme-
neKraft der älterenGenerationundderen
Stellung in der Gesellschaft. Für den Auf-
bauunddieguteEntwicklungderGemein-
devereinigungenwurden ElisabethBieler
für 13 Jahre als Vorsitzende in Hude, Ger-
hard Schrader für 13 Jahre in Wildeshau-
sen und Alfred Windeler aus Hatten, der
ebenfalls 13 Jahre dort Vorsitzender ist,
mit Buchpräsenten geehrt.

Busreise: „Politik – Kultur – Erlebnisse“ –
unter diesemMottoveranstaltet dieSeni-
oren-Union Schwalm-Eder in jedem Jahr
einemehrtägigeBusreise, vornehmlich in
die neuen Bundesländer. In diesem Jahr
ging es in das „Land der Frühaufsteher“,
Sachsen-Anhalt. Erstes Ziel der dreitägi-
gen Fahrt war die Landeshauptstadt Mag-
deburg mit Besichtigung des Landtagsge-
bäudes, danach Diskussion mit Abgeord-
neten der Regierungskoalition aus CDU
und SPD. Weitere Programmpunkte: Be-
such des Wörlitzer Gartenreiches mit
abendlicher Gondelfahrt auf den ver-
schlungenen Wasserwegen, Besichtigung

der schön restaurierten Lutherstadt Wit-
tenberg,weitereStationeninDessau,Hal-
le, Merseburg und auf der hoch über der
Saale gelegenen Rudelsburg bei Bad Kö-
sen. Eindruck aller Teilnehmer: ein blei-
bendes Erlebnis !

Besuch im Kraftwerk: Es war heiß am 30.
Juli, als 12Mitglieder derSenioren-Union
Bedburg sich anschickten, das Kraftwerk
Neurath (BoA), und zwar die Blöcke F + G
zubesichtigen.NacheinerkurzenEinfüh-
rung, Sicherheitsbelehrung und der Ein-
kleidung in die Schutzanzüge startete

35

Besuch in der Heide: Einen besonderen Tag erlebten 47 Mitglieder und Gäste der Seni-
oren-Union Bremerhaven im Heide-Park Soltau und im Heidebackhaus in Walsrode.
Eine Rundfahrt mit dem Heide-Park-Express und bei herrlichem Wetter eine phantas-
tische Fernsicht vom Panoramaturm waren für alle ein ganz besonderes Erlebnis. Im
Heidebackhaus in Walsrode gab es viel gute Laune bei der Theaterkomödie „Ich back
mir einen Schwiegersohn“.

Reisegruppe der Senioren-Union
Schwalm-Eder

Senioren an der Wildwasseranlage am
Markleebergersee, rechts Kreisvorsit-
zender Konrad Riedel
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man zum anstrengenden Rundgang. Alle
warenüberrascht über den enormenFort-
schritt der Baumaßnahme, und vor allem
überdie riesigenAusmaßevomBauselbst
und der dafür benötigten Geräte. Man er-
fuhr,dassmehralsdasZehnfacheanStahl
verbautwurde(90.000Megatonnen=MT),
alsdie fürdenEifelturmbenötigten7.000
MT. Wenn man im Kühlturm nach oben
schaute konnte man verstehen, dass die-
ser höher als der Kölner Dom ist. Aktuell
sind rund 3.500 Menschen mit dem Bau
beschäftigt, man wird aber in kurzen Zeit
auf nahezu 4.500 aufstocken müssen.

Bezirksseniorentag OWL: Fundierte poli-
tische Positionen und eine herzliche At-
mosphäre prägten den Bezirkssenioren-
tag der Senioren-Union Ostwestfalen-
Lippe im September in Minden. Mehr als
180 Mitglieder aus dem gesamten Bezirk
waren in den Festsaal des Victoria-Hotels
am historischen Marktplatz gekommen,
aus Düsseldorf war Landesgeschäftsfüh-
rer Heinz Soth nach Minden gereist. Zum
ersten Mal begrüßte Bernhard Mihm (Pa-
derborn) als engagierter Bezirksvorsit-
zender die Gäste. Mit höchstem Interesse
hörten die Teilnehmer dann den Vortrag
des Gastredners: Dr. Christean Wagner,
Fraktionsvorsitzender der CDU im Hessi-
schen Landtag, sprach zum Thema „Pat-
riotisch und wertebewusst – die CDU-
Politik für Deutschland“. Nur mit festen
Grundwerten behalte man die Orientie-
rung auf dem Weg, den man selbst für

richtig hält. Das christliche Menschen-
bild müsse Leitfaden auch der tagesak-
tuellen Politik sein, so Wagner. Die Wür-
de des Menschen, die Freiheit des einzel-
nen, die Verantwortung und menschliche
Zuwendung für den nächsten seien tra-
gende Prinzipien. An die Generation der
Senioren appellierte er, ihren großen
Schatz an Lebens- und Berufserfahrung
immer wieder einzubringen: „Von diesem
gesellschaftspolitischen Kapital können
alle profitieren.“

Neues Konzept für Infostand: Im Landes-
verband Brandenburg setzte sich eine
siebenköpfige Arbeitsgruppe zusammen,
um Ideen für einen neuen Infostand zu-
sammenzutragen.DasalteKonzepteines
Tisches mit aufliegendem Informations-
material, hinter dem sich das „Standper-
sonal“, auf Stühlen sitzend, verschanzt
und auf „Kundschaft“ wartet, wurde auf-
gegebenzugunsteneinesoffenenModells,
das zusammen mit zeitgemäßer Technik
Aufgeschlossenheit demonstriert. Umdie
Aufmerksamkeit der Vorbeigehenden zu
wecken, projiziert beispielsweise einBea-
mer in Endlos-Schleifen Fotos, Filme oder
Programme von Aktivitäten der Orts- und
Kreisverbände auf eine Leinwand, außer-

demAusschnitteausdemInternet-Auftritt
des Landesverbandes. Die Standausrüs-
tung steht allen Kreis- und Ortsvereini-
gungen des Landes gleichermaßen zur
Verfügung. Sie ist an zentraler Stelle de-
poniert und kann vom anfordernden Ver-
band, der selbst den Transport sicherstel-
len muss, jederzeit ausgeliehen werden.

Lebendige Partnerschaft: Wie eine De-
monstration „wider das Vergessen“, das
sich in vielfältiger Hinsicht in der Bun-
desrepublik breit zumachendroht,wirk-
te der Auftakt der diesjährigen Begeg-
nung zwischen der Senioren-Union-Thü-
ringen und der CSU-Senioren-Union
Mittelfranken. Weit über 100 Teilnehmer
hatten sichdazu imehemaligenKonzen-
trationslager Buchenwald bei Weimar
eingefunden. Totenstill war es, als der
neue SU-Landesvorsitzende von Thürin-
gen, RolfBerend, am Mahnmal Worte des
GedenkensundderMahnunggesprochen
hatteundzusammenmit seinemVorgän-
ger GerhardRichter und dem SU-Bezirks-
vorsitzendenvonMittelfranken,Eberhard
Berger, jeweils eine weiße Rose nieder-
legte.EswarbereitsdiesiebteBegegnung
der beiden Verbände, jeweils durchge-
führt an Stätten deutscher Geschichte.
Erste Kontakte wurden bereits vor über
zehn Jahren geknüpft. Sie haben sich zu
einemregenMiteinander entwickelt, das
imOktober2005einenerstenHöhepunkt
erlebte, als in dem kleinen ehemaligen
GrenzortMödlareutheineförmlichePart-
nerschaftsurkundeunterzeichnetwurde.
Souveräntiteltedamals:„Einetrennende
Grenze wurde zur Brücke“.
DerdiesjährigeBegegnungstag fandseine
Fortsetzung inWeimar auf der Schillerhö-
he.EberhardBergerging inseinerAnspra-
che von dem vormittäglichen Besuch in
Buchenwaldausunderinnertedaran,dass
dieser Ort auch nach 1945 seine unrühm-
liche Rolle – nur unter anderem Namen –
weiter spielen musste. Dies dürfe nie ver-
gessen oder in seiner geschichtlichen Be-
deutung auch nur heruntergespielt wer-
den. Er brachte aber auch seine Freude
darüberzumAusdruck,wieengsichinden
letzten 20 Jahren nach dem Wegfall der
trennenden Grenze die persönlichen Be-
ziehungen entwickelt haben. In diesem
Sinne freuemansichaufdasnächsteWie-
dersehen mit Freunden im kommenden
Jahr in Ansbach.

Gratulation: Die Katholische Arbeit-
nehmer-Bewegung (KAB) gratulierte
jüngst dem Ehrenvorsitzenden der Se-
nioren-Union und Präsidenten der Eu-
ropäischen Senioren-Union (ESU); Dr.
Bernhard Worms (79), zur 60-jähri-
gen Mitgliedschaft. Zu diesem „selte-
nen Jubiläum“ dankte der KAB-Bun-
desvorstand für die langjährige Treue
und lobte den persönlichen Einsatz
von Dr. Worms in diesen Jahren.

Otto Wulff steht
kurz vor der
Verleihung sei-
nes 39. Golde-
nen Sportabzei-
chens. Fit wie
ein Turnschuh
fühlt sich der
Chef von58.000
Senioren-Uni-
on-Mitgliedern
in der CDU.
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Dr. Christean Wagner
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F acebook das Soziale Netzwerk im In-
ternet, erfreut sich immer größerer
Beliebtheit bei jung und alt. Im Au-

gust 2009 nutzten bereits vier Millionen
Deutsche das soziale Netzwerk „Face-
book“. Dieses ist damit hierzulande das
größte soziale Netzwerk. Bei Facebook
können Internet-Nutzer eigene Seiten
einrichtenundihreProfileuntereinander
verknüpfen. Jedes Mal, wenn ein Face-
book-NutzeretwastutodereinneuesBild
veröffentlicht, wird dies sogleich seinen
Kontakten und Freunden mitgeteilt, wo-
durch die Freunde am Leben der anderen
virtuell teilnehmen können.
Auch zahlreiche Politiker entdecken das
Vernetzen im sozialen Netzwerk für sich.
Die wohl prominenteste Politikerin im
deutschen Raum dürfte die Bundeskanz-
lerin Angela Merkel sein. Der Bundes-
kanzlerin folgenderzeit gut 20.000Men-
schen auf ihrer „Fanseite“ und lesen ge-
spannt was Angela Merkel so tut. So be-

richtete die Bundeskanzlerin über die
Koalitionsverhandlungen.
Der Bundesvorsitzende der Jungen Uni-
on, Philipp Mißfelder, ist ebenso erfolg-
reich auf Facebook vertreten. Gerade in
Zeiten des Wahlkampfes, berichtete der
Bundestagsabgeordnete und Bundesvor-
sitzende der Jungen Union von seinen
erfolgreichen Auftritten unter anderem
mit dem Bundesvorsitzenden der Senio-
ren-Union, Prof. Dr. Otto Wulff. Beide
absolvierten imWahlkampf einenerfolg-
reichen „UnionderGenerationen“-Mara-
thon mit mehr als 70 Auftritten.
Die„Silversurfer“,wiedieältere imInter-
net surfende Generation genannt wird,
erobern natürlich auch das soziale Netz-
werk Facebook. Allen voran der Chef der
Senioren in der Union, Prof. Dr. Otto
Wulff. Dieser ist nun Mitglied der großen
Facebook-Gemeinde, mit einer eigenen
Fanseite. Damit widerlegt der Chef der
Senioren-Union, dass fälschlicherweise

bestehende Klischee, ältere Menschen
seien nicht im Netz unterwegs. Viel Pri-
vates erfährt man auf der „Fanseite“ des
Vorsitzenden,zusehensindaberauchdie
Videoaufnahmenderstetserfolgreichbe-
suchten Auftritte von Wulff. Ob nun auf
dem Deutschlandtag der Jungen Union
oder eben gut besuchte Wahlkampfauf-
tritte in Bremen oder Hessen. w

Facebook: Neue Medien für SU nutzen
Wulff mit eigener Fanseite
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EUROPÄISCHE SENIOREN-UNION (ESU)

„Nordrhein-WestfalenhatdieganzeNach-
kriegszeithindurchdiesozialeKomponen-
te der Marktwirtschaft betont. Nur so war
der tiefgreifendeStrukturwandel,derdas
Wachstum begleitete, zu bewältigen“, so
stehtesimAbschlussberichtderZukunfts-
kommission zu lesen. Das Motto habe im-
mergelautet:Neues schaffen,Altbewähr-
teserhalten– InnovationundSolidarität.
Das sei die entscheidende Leistung des
„rheinischen Kapitalismus“ gewesen und
daran müsse das Land auch in Zukunft
festhalten.
Im Nachgang zur Klausurtagung in Kö-
nigswinter und in der Vorschau auf den
ESU-WahlkongressimnächstenJahrkom-
mentierte ESU-Präsident Dr. Bernhard
WormsdieArbeitsergebnissederKommis-
sion mit den Worten: „Es gibt keinen
Grund,andenLeistungendesrheinischen
Kapitalismusnichtfestzuhalten,ingesell-
schaftlichen ebenso wie in Bildungs-,
Wirtschafts- oder Arbeitsmarktfragen.“
Denn, so Worms weiter, eine Gesellschaft,
die nur auf wissenschaftliche und wirt-
schaftlicheInnovationsetze,droheausei-
nanderzufallen. Es reiche auch nicht aus,
die ErhaltungdesStatusQuoanzustreben
und „allenfalls Fragen der gerechten Ver-
teilung zu stellen“. Der ESU-Präsident:
„Nurwenn InnovationundSolidarität zu-
sammenkommen,hatdieGesellschaftfrei-
er Bürger Zukunft.“ Worms verwies bei-
spielhaft auf die These neun des Ab-
schlussberichts, die insbesondere für die
Seniorengeneration interessant sei. Dort
werde kurz und treffsicher formuliert, äl-
tere Menschen besser als bislang zu för-

dern,damit ihreErfahrungbessergenutzt
werden könne. „Lebenserfahrung ist der
Rohstoff für Innovation!“, so der Ehren-
vorsitzende der CDU-Senioren-Union.
Worms rief dazu auf, die Erkenntnisse aus
dem Abschlussbericht für die politische
Arbeitzunutzen.VordemHintergrundder
für viele eher enttäuschenden Ergebnisse
desletztenG20-GipfelsEndeSeptemberin
Pittsburgh(USA)steheweiterhineineRe-
form des „Kapitalismus“ auf der Agenda.
MoralundEthikgehörtenunabdingbarzur
Marktwirtschaft,damitdiesedasWort„so-
zial“rechtfertigenkönne,soWorms.Dabei
gelte es, den Blick für die reale Welt nicht
zu verlieren. Der ESU-Präsident: „Wir ha-
ben aufgrund des demografischen Wan-
dels gravierende Änderungen in der Zu-
sammensetzung der Bevölkerung, die al-
lenbekannteBevölkerungspyramidestellt
sich geradezu auf den Kopf.“ Daraus müs-
se man Schlussfolgerungen ziehen. So sei
aufgrund der gestiegenen Lebenserwar-
tungvoneinerFünf-Generationen-Gesell-
schaft auszugehen, was die Frage aufwer-
fe, welche Generation welche Leistungen
bezahle. Auch andere Trends bedürften
eines geschärften Blicks auf die Wirklich-
keit. Wenn man beispielsweise über bil-
dungs-oder schulpolitischeFragendisku-
tiere, müsse man auch im Auge haben,
dass in einer Großstadt wie Berlin heute
schon 37 Prozent der Kinder von Hartz IV
leben.
Die soziale Wirklichkeit in diesem Land
beinhalte auch, so Worms, dass die Welt
derArbeit sichdramatischverändere.Aus
Arbeitnehmern würden zunehmend Un-

ternehmer, die sich selbst in einem immer
raueren wirtschaftlichen Klima vermark-
tenmüssten.Daraufziele imÜbrigenauch
dieThesevierderZukunftskommissionab.
Dort heißt es: „Die Welt der Arbeit ändert
sicheinschneidend.Normalarbeitsverhält-
nisse werden immer weniger die Norm
sein. Das Land braucht deswegen einen
Paradigmenwechsel: Weg von der Be-
standssicherheit für einige – hin zu Be-
schäftigungssicherheit für alle!“
Die Seniorinnen und Senioren in Europa
rief ESU-Präsident Worms auch dazu auf,
sich mit neuen Splittergruppen wie der
Piratenpartei auseinanderzusetzen. Hin-
ter dieser Partei der Internet-Nutzer ver-
berge sich die Forderung nach einer
schrankenlosenNutzungdesInternetsbis
hinzurKinderpornografie.DiesemAnsin-
nen seien aber Grenzen zu setzen, denn,
so Worms, „technische Möglichkeiten
dürften nicht abgekoppelt von morali-
schen Kategorien zum Einsatz kommen“.
Für diese moralischen Kategorien sollten
evangelische wie katholische Christen in
der CDU wieder verstärkt kämpfen – und
dasaufallenpolitischenFeldern,soWorms
abschließend.

Das Präsidium der Europäischen Senioren-Union (ESU)
hat sich auf seiner Klausurtagung am 7./8. Oktober in
Königswinter die Kernthesen der von NRW-Ministerpräsident
Jürgen Rüttgers eingesetzten Zukunftskommission zu eigen
gemacht und die Überschrift des Abschlussberichtes als
Motto des ESU-Wahlkongresses im Herbst 2010 übernommen:
„Innovation und Solidarität – Säulen der Zukunft Europas“.

ternehmer, die sich selbst in einem immer
raueren wirtschaftlichen Klima vermark-
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Klausurtagung des ESU-Präsidiums:

Lebenserfahrung als
Rohstoff für Solidarität

Prof. Dr. Konrad Weckerle wurde
auf der Landesversammlung der
CSU-Senioren-Union als Vorsit-
zender wiedergewählt. Erstes Eh-
renmitglied des Vorstandes ist
Vera Eckle, bisher Stellv. Landes-
vorsitzendeundBezirksvorsitzen-
de Nürnberg-Schwabach-Fürth.
Elke Garczyk, die dem Exekutiv-
komtee der ESU angehört, wurde
erstmalig eineder vier Vizevorsit-
zenden.Exekutivkomiteemitglied
Otto Glaser ist als Schatzmeister
bestätigt worden.
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Das rechte Maß halten / Wie der
Glaube politische Berge versetzen kann
Zur Souverän 3-09, S. 12/13 und 20/21
Mit Freude habe ich die Berichte gelesen
und dabei mich wieder in eine Zeit vor
vielenJahrenzurückversetztgefühlt,wo
das „C“ in unserem Parteinamen noch
seinenechtenKlanghatteunddieGrund-
lage für meinen Parteieintritt 1972 war.
Wie oft treffen sich CDU-Abgeordnete,
gleich auf welcher Ebene, heute zum ge-
meinsamen Gebet? Können die meisten
eigentlich noch ein Gebet, geschweige
denn einen Rosenkranz beten? Wie wür-
den wir mit den Problemen unserer Ge-
genwartumgehen,wennjedeSitzungdes
Kabinetts in dieser Weltkrise mit einer
Andacht begonnen würde. Unsere Pfar-
rerstochterwirddashoffentlich aus ihrer
Kindheit noch entfernt kennen.
Ich freue mich, dass es sicher Personen
in der Partei gibt, die christliche Grunds-
sätze noch für wichtig halten und will
diesen durch diesen Leserbrief auch ent-
sprechenden Rückhalt geben … Wenn es
gelingt, dass das C wieder eine grundle-
gendeBedeutung inunsererParteihaben
soll,werdenalleBereichedesLebens,von
der Geburt bis zum Tod davon betroffen
sein und wir müssen uns keine Sorgen
über unmenschliche Entwicklungen ma-
chen, denn das Grundgesetz unseres
Glaubens, die Liebe, wird die richtigen
Entscheidungen fördern.
Klaus Linska, 67280 Ebertsheim

Mit großer Freude und Dankbarkeit habe
ichdenBeitrag„WiederGlaubepolitische
Berge versetzen kann“ gelesen. Endlich
jemand, der es wagt, zu den christlichen
Wurzelnzugehen.Alswiruns1945 inder
Uni politisch einsetzten, war dies unsere
tiefste Überzeugung. Die Nazis hatten
unsere Ordensschule geschlossen und
den Religionsunterricht verboten. Unter
Gefahr haben wir ihn dann trotzdem in
verschiedenen Wohnungen bekommen.
Auf der Basis der Religion entwickelte
sich unsere Politik. Wir konnten viel für
unser Land tun. Aus unserer Gruppe ka-
menvieleVerantwortliche impolitischen
Leben, so u.a. Rainer Barzel. Ich konnte
imBundeswohnungsbauministeriumund
im Bundespresseamt arbeiten, war Be-
zirksvorsitzende der Frauenvereinigung.
… Mit meinen nun 85 Jahren musste ich
erleben,wie sichdieWelt veränderteund

auchdas Christlichenichtmehr immer in
der CDU zu finden war. Ich muss es ak-
zeptieren und bin in vielem entsetzt. Ihr
Beitrag ist uns eine Hilfe. Er müsste in
allen CDU-Schriften veröffentlicht wer-
den. Ich kann nur sagen „weiter so!“.
Dr. Hedwig Orthaus, 40764 Langenfeld

SiegreifenThemenauf,die früherbeider
CDUselbstverständlichwaren.DieBeiträ-
gevonNotkerWolfundMarkusHofmann,
der ALfA – Aktion Lebensrecht für alle,
der CDL, diesen Menschen muss in der
CDU wieder mehr Gewicht beigemessen
werden.DieC-Wertemüssenwiedermehr
in den Vordergrund gerückt werden. Le-
sen Sie das Buch „Das hohe C“ von Wolf-
gangOckenfels.Er schreibtu.a.: „DieCDU
hatdenSchutzdesLebens sogutwieauf-
gegeben.“ …
Die Senioren-Union gewinnt immer grö-
ßeren Einfluss in der CDU, nutzen Sie
diesen Einfluss und drängen auf mehr
Religiosität und christliche Werte in un-
serer Partei, wie sonst kann dann noch
einUnterschiedvondenSozialisten(ver-
deckte Kommunisten) gemacht werden.
… Rütteln Sie die CDU wach! Wir haben
viele Schläfer.
Edi Heckmann, 66793 Schwarzenholz

Staatsverschuldung / Droht nach der
Krise eine Hyperinflation?
Zur Souverän 3-09, S. 14/15
Da ist sie wieder, die Wut, die in mir auf-
steigt, wenn ich nur die Überschrift lese.
Staatsverschuldung als Folge der Finanz-
krise. Ich werde wohl nicht allzuviel dar-
an zu knabbern haben. Als "Neurentner"
lerne ich gerade mich einzuschränken.
Wohl überlegt habe ich vor meinem Ren-
teneintritt alle größeren (teureren) An-
schaffungengetätigt.DienächstenGene-
rationen werden (so fürchte ich) auch
dies sich nicht mehr leisten können. Sie
werden wohl die Staatsverschuldung mit
abtragenmüssen,waswiederumdieWirt-
schaftschwächt(mitallennegativenFol-
gen). Was lernen wir (unsere Politiker)
daraus. Ich fürchte nichts. Immer noch
werden Gier und Raffsucht nicht einge-
dämmt.
Udo Weishaar, 66424 Homburg,
per E-Email

ImVorspanndesArtikels “Drohtnachder
Krise eine Hyperinflation?” ist zu lesen:
„Doch beides scheint extrem unwahr-
scheinlich“. Meine Frage: Wo finden sich
in diesem Text Anhaltspunkte für diese
Aussage, mit der doch eine beruhigende
Wirkungerzieltwerdensoll? EherdasGe-
genteil ist der Fall: Anpassungsinflation
– künftig wachsende Inflation – 3-5 %
Inflation einpendeln – private Kapital-
renditen werden geschmälert – erhöhter
Zugriff auf private Wirtschaftsleistung
usw. – wodurch ist Ihre Eingangsaussage
untermauert?
Rudolf W. Göser, 88214 Ravensburg

Anm.derRed.:DieAussage„beidesscheint
extrem unwahrscheinlich“ bezog sich die
zuvorgenanntenOptionenHyperinflation
und Währungsreform. Im Vergleich dazu
erscheintdievonProfessorUlrichBlumver-
mutete und beschriebene Phase einer vor-
übergehendmoderat erhöhten Inflations-
rate als ein Schaden in weit geringerem
Umfang. Eine Bagatellisierung der noch
vor uns liegenden Probleme zur Bewälti-
gungderFinanz-undWirtschaftskrisewar
keinesfallsbeabsichtigtunderfolgtjaauch
durch den Beitrag nicht.

Sie haben
das Wort ...
Ihre Meinung zu den Artikeln
in Souverän interessiert uns.
Bitte schreiben Sie uns:

Senioren-Union der
CDU Deutschlands

Leserbriefe
Konrad Adenauer-Haus
Klingelhöferstraße 8
10785 Berlin

Die Redaktion behält sich vor,
Leserbriefe sinngemäß zu kürzen.
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Aktuell hat bereits eine großeAnzahl
Menschen (Schätzung ca. zehn Mil-
lionen)fürdenFall ihrerkrankheits-

bedingten Entscheidungsunfähigkeit
durcheinePatientenverfügungvorgesorgt.
Auseinandersetzungen über Verbindlich-
keit und inhaltliche Ausgestaltung dieser
Willenserklärungen sorgen in der Praxis
allerdingsimmerwiederfürerheblicheVer-
unsicherungen,diederGesetzgeberdurch
dasDritteGesetzzurÄnderungdesBetreu-
ungsrechts vom20.7.2009 (BGBl. I S. 286)
– in Kraft seit dem 1. September 2009 –
beseitigen wollte.
Auf der Grundlage des verfassungsrecht-
lichgeschütztenSelbstbestimmungsrechts
des Menschen, das auch das Recht um-
fasst, über die Zulässigkeit von Eingriffen
inseinekörperlicheUnversehrtheit selbst
zu bestimmen, also auch ärztliche Be-
handlungen – auch lebensrettende – ab-
zulehnen, hat der Gesetzgeber mit dem
neuen § 1901a Absatz 1 BGB das Rechts-
institut der Patientenverfügung mit Wir-
kung vom 1. September 2009 in das bür-
gerliche Recht eingefügt.
Danach sind Patientenverfügungen
schriftliche Willensbekundungen eines
einwilligungsfähigenVolljährigenmitEnt-
scheidungen über die Einwilligung oder
Nichteinwilligunginnochnichtunmittel-
barbevorstehendeUntersuchungenseines
Gesundheitszustandes,Heilbehandlungen
oder ärztliche Eingriffe für den Fall der
späterenEinwilligungsunfähigkeit.Damit
wird anerkannt, dass das Selbstbestim-
mungsrechtauchfürdieZukunftausgeübt
werden kann. Für die Wirksamkeit einer
Patientenverfügung kommt es nicht auf

die Geschäftsfähigkeit sondern auf die
Einwilligungsfähigkeit des Betroffenen
an.
Adressatdes§1901aBGB istnichtdieAll-
gemeinheit, also alle Bürgerinnen und
Bürger, sondern Betreuer und Bevoll-
mächtigte, die durch diese Vorschrift ver-
pflichtet werden, für die Umsetzung des
Willens des einwilligungsunfähigen Be-
treuten oder Vollmachtgebers zu sorgen.
Gleichwohl ist diese im Betreuungsrecht
angesiedelte Vorschrift für alle Bürgerin-
nen und Bürger, die Vorsorge treffen wol-
len, von besonderer Bedeutung. Ist näm-
lich jemand einwilligungsunfähig gewor-
denund sind ärztlicheMaßnahmenerfor-
derlich, die eine Einwilligung des Betrof-
fenen voraussetzen, so wird das Gericht
einen Betreuer bestellen. Dieser muss
dann nach § 1901a Abs.2 BGB den mut-
maßlichen Willen des einwilligungsunfä-
higenPatientenanhanddessenvorherigen
Äußerungen, bekannter religiöser Über-
zeugung, Weltanschauung oder persönli-
chen Wertvorstellungen ermitteln.
EinevorliegendePatientenverfügung,die
den Anforderungen des § 1901a Absatz 1
BGBgenügtunddie inBetracht kommen-
de Behandlung erfasst, vereinfacht das
Verfahrenerheblich.Wichtig fürdenPati-
enten ist, dass der in der Patientenverfü-
gung zum Ausdruck kommende Wille im
Zweifel auch von jemand umgesetzt wird.
Deshalb sollte in der Patientenverfügung
eine Vertrauensperson bevollmächtigt
werden.Empfehlenswert istdieKombina-
tion einer Patientenverfügung mit einer
VorsorgevollmachtodereinerBetreuungs-
verfügung.

Mit einerBetreuungsverfügung wird eine
Person des eigenen Vertrauens benannt,
die im Fall einer notwendigen Betreuung,
vomVormundschaftsgerichtbestellt wird.
MiteinerVorsorgevollmacht wirdeineVer-
trauensperson bevollmächtigt,die imUn-
terschied zum Betreuer nicht vom Vor-
mundschaftsgerichtbestelltwerdenmuss,
sondern im Fall der eigenen Entschei-
dungsunfähigkeit sofort für den Voll-
machtgeber handeln kann.
Nach § 1901a Absatz 1 BGB muss die
Willensbekundung
• von einem einwilligungsfähigen Voll-

jährigen verfasst sein,
• in schriftlicher Form vorliegen und

durchNamensunterschrifteigenhändig
oder durch ein notariell beglaubigtes
Handzeichen unterzeichnet werden
(§ 1901a Absatz 1 Satz 1 iVm§ 126
Absatz 1 BGB) und

• eine Entscheidung über die Einwilli-
gung oder Nichteinwilligung in eine
bestimmte,nochnichtunmittelbarbe-
vorstehende ärztliche Maßnahme ent-
halten.

AllgemeineRichtlinienfüreineeventuelle
künftige Behandlung erfüllen diese Vor-
aussetzung nicht.
Nicht umfasst sind allgemeine Bestim-
mungen für eine künftige Behandlung.
Beispiele: „Wenn ich wegen einer Krank-
heit nicht mehr in der Lage bin, ein für
michmenschenwürdigesLebenzuführen,
möchte ich würdevoll sterben können“
oder „Ich möchte schmerzfrei sterben“
oder „Ich möchte von Dr. XYZ behandelt
werden“
Diese und ähnliche Beispiele beziehen

kt ll hat b eits in oß An hl di Ge häftsfähigkeit de uf die Mit ei Betr rfüg ird ei

Betreuungsgesetz:

Neue Regeln für dieNeue Regeln für die
PatientenverfügungPatientenverfügung

Die möglichst rechtssichere
Gestaltung von Patienten-
verfügungen erwies sich in
der Praxis bislang oft als

problematisch. Der Gesetz-
geber hat nun reagiert und

neue Regeln formuliert.

GESUNDHEIT UND VORSORGE
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sich nicht auf vorweg genommenen Ent-
scheidungen über die Einwilligung oder
Nichteinwilligungineinebestimmte,noch
nichtunmittelbarbevorstehendeärztliche
Maßnahme. Solche allgemeinen Bestim-
mungenmussder Betreuer bzw.der Be-
vollmächtigteunterBerücksichtigungdes
Wohls des Betreuten bereits nach gelten-
dem Recht beachten und umsetzen (§
1901 Abs. 3 BGB).
Auch Maßnahmen, die Ärzte und Pflege-
personalnachallgemeinenmedizinischen
Regeln in jedem Fall zu beachten haben,
könnennichtGegenstandeinerPatienten-
verfügung sein. Dazu gehören beispiels-
weise erforderliche Körperpflege, das
Lindern von Schmerzen, Atemnot und
Übelkeit.
Akute ärztliche Eingriffe zur künstlichen
BeatmungoderErnährung(Magensonden
o. ä.) bedürfen der Einwilligung des Pa-
tienten.DieEinwilligungoderNichteinwil-
ligung in solche noch nicht unmittelbar
bevorstehendeärztlicheMaßnahmenkön-
nen daher ebenfalls Gegenstand einer
Patientenverfügung sein.
Eine Patientenverfügung ist verbindlich,

wenn sie Festlegungen für ärztliche Maß-
nahmen in bestimmten Situationen ent-
hält,anhanddererder WilledesPatienten
für eine konkrete Lebens- und Behand-
lungssituation eindeutig und sicher fest-
gestellt werden kann. Ärzte müssen eine
derart verbindliche Patientenverfügung
beachten, andernfalls setzen sie sich des
Vorwurfs einer strafbaren Körperverlet-
zung aus. Ein Bevollmächtigter muss die
Patientenverfügungprüfen,umdenWillen
desVollmachtgebersfestzustellenundihm
Ausdruck und Geltung zu verschaffen (§
1901a Absatz 1 Satz 2 BGB).
Zur Verbindlichkeit der Patientenverfü-
gung ist es auch erforderlich, dass die
darin enthaltenen Erklärungen selbstän-
dig und ohne äußeren Druck abgegeben
wurden sowie nicht widerrufen worden
sind. Nicht bindend sind Festlegungen in
einerPatientenverfügung,wennaufGrund
konkreterAnhaltspunkteanzunehmenist,
dass der Patient diese zum Behandlungs-
zeitpunkt nicht mehr gelten lassen will.
UnbeachtlichsindBestimmungen,diege-
gen ein gesetzliches Verbot verstoßen,
beispielsweise die strafbare Tötung auf

Verlangen.Handeltessichbeidenineiner
Patientenverfügunggenanntenärztlichen
Maßnahmen um einen Eingriff in die kör-
perlicheUnversehrtheit (z. B. eineOpera-
tion), ist die Einwilligung nur wirksam,
wenn eineärztlicheAufklärungvorausge-
gangen ist, es sei denn, in der Patienten-
verfügung ist auf eine solche Aufklärung
ausdrücklich verzichtet worden. w

Der Autor: Gerhard Winter ist
stv. Vorsitzender der Senioren-Union
Niedersachsen.

Wirksamkeit bestehender
Verfügungen
Patientenverfügungen, die vor Inkrafttreten
der Neuregelung in § 1901a BGB verfasst
wurden, bleiben grundsätzlich auch nach der
neuen Rechtslage wirksam. Jedoch sind sie
nur dann wirksam im Sinne des § 1901a BGB,
wenn sie schriftlich verfasst und vom Aus-
steller eigenhändig durch Namensunter-
schrift oder durch ein notariell beglaubigtes
Handzeichen unterzeichnet sind.

Seit1959residierteKonradAdenauer
imUrlaubregelmäßig inCadenabbia
inder1895erbautenVilla LaCollina

in spektakulärer Lage mit einem fantas-
tischenPanoramablickaufdenComerSee
und das gegenüber liegende Bellagio.
Heute präsentiert sich die Villa zusam-
menmitder „AccademiaKonradAdenau-
er” inmitten eines 28.000 qm großen,
gepflegten Parks als internationale Be-
gegnungsstätte für Politik, Wirtschaft
und Kultur der Konrad Adenauer Stif-
tung. Mittlerweile besteht jedoch auch
dieMöglichkeit fürandereVerbände,Ver-
eine oder Wirtschaftsunternehmen, die
Villa und die Accademia als Veranstal-
tungsstätte für eine exklusive Tagung

oder Konferenz zu nutzen. Darüber hin-
aus ist es auch möglich, im außerge-
wöhnlichenAmbientederVillaLaCollina
einpaarTageprivatenUrlaub,eineHoch-
zeit einen runden Geburtstag o.ä. zu ge-
nießen.DasAmbiente ist einzigartig, die
Ausflugsmöglichkeitenvielfältigunddie
Bocciabahnen auf dem Gelände der Villa
bieten Gelegenheit, den Lieblingssport
KonradAdenauers für sich zuentdecken.
Das Gartenschwimmbad lädt zu einer Er-
frischung ein und die gute italienische
Küche sorgt für das körperliche und see-
lische Wohlbefinden.
Die historische Villa selbst verfügt über
zwölf Gästezimmer sowie Tagungs- und
Aufenthaltsräumefürkleine,geschlossene

Gruppen. Auf dem Gelände befindet sich
ebenfalls die 1992 erbaute „Accademia
Konrad Adenauer”. Sie ist mit 22 Gäste-
zimmern, einem Restaurant und einem
Konferenzraumfürbiszu70Personenaus-
gestattet. Beide Gebäude können sowohl
separat als auch gemeinsam für bis zu 60
Übernachtungsgäste genutzt werden.

Politik, Wirtschaft, Kultur

Zu Gast beim
„Alten von Rhöndorf“

Buchung oder weitere
Informationen unter:
Telefon: 0039 034 444 111
Telefax: 0039 034 441 058
cadenabbia@villalacollina.it
www.villalacollina.com
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Herbstzeit ist Erkältungszeit. Wenn
es draußen regnet und stürmt,
dann schlägt das schlechte Wetter

vielenMenschenaufdieGesundheit.Vor-
beugung istdeshalb inderkaltenJahres-
zeit besonders wichtig. Eine gesunde,
vitaminreiche Ernährung und Bewegung
an der frischen Luft können helfen, das
eigene Immunsystem zu stärken. Auch
regelmäßige Saunagänge haben sich zur
Vorsorge bewährt.
Wer seine Widerstandskraft verbessert,
steigert die Chancen, ohne Erkältung
durch den Winter zu kommen – und wird
dafür manchmal sogar von seiner Kran-
kenkasse belohnt. Möglich machen das
spezielle Wahltarife mit Beitragsrücker-
stattung. Sie funktionieren nach einem
einfachen Prinzip: Wer beispielsweise im
Versicherungsjahrgesundbleibtundkei-
nen Arzt aufsucht, erhält am Jahresende
einen Teil der eingezahlten Beiträge zu-
rück.
Solche Tarifmodelle machen deutlich,
dass das Gesundheitswesen im Umbruch
ist. Die Versicherten haben neue Wahl-
und Mitsprachemöglichkeiten, können
bei den Krankenkassen aus unterschied-
lichen Tarifen und Versorgungsmodellen
auswählen. Weil die Kosten für Gesund-
heit in Deutschland stetig steigen, hat
die Gesundheitspolitik unterschiedliche
Maßnahmen umgesetzt, um das System
der Krankenversicherung zu flexibilisie-
ren und die vorhandenen Mittel effizien-
ter zu verteilen. An Stelle einer Einheits-
lösung werden immer mehr Wahlalterna-

tiven angeboten. Der Startschuss für
diese Entwicklung war 1996 die Einfüh-
rung der freien Kassenwahl. Seither gab
es im Gesundheitswesen viele Reformen
– etwa 2007 das Gesetz zur Stärkung des
Wettbewerbs in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung.
Hintergründe und Konsequenzen dieser
Veränderungen hat das Zukunftsforum
Gesundheitspolitik (Zufog), ein For-
schungsprojektanderUniversitätPassau,
in einer Studie analysiert. Trotz der Ten-
denz zu mehr Wettbewerb steht für den
PolitikwissenschaftlerMichaelSchmöller
eines fest: „Der Solidargedanke bleibt im
Gesundheitswesen die wichtigste Leitli-
nie.”Aber der TrendzumehrWettbewerb
wirdvondengesetzlichenKrankenkassen
begrüßt und unterstützt: „Die Kranken-
kassen verstehen sich inzwischen immer
mehralskundenorientierteDienstleister,
die miteinander im Wettbewerb stehen
und eigene Marktstrategien verfolgen.
Solidarprinzip und Wettbewerb lassen
sich also vereinbaren und schließen sich
gegenseitig nicht aus.”
Vom neuen Selbstverständnis der Kassen
profitieren die Beitragszahler in doppel-
ter Hinsicht. Zum einen haben sie mehr
Wahlfreiheit und damit die Möglichkeit
einer individuelleren Versorgung, die ih-
renpersönlichenBedürfnissenentspricht.
Zum anderen können sie durch die Wahl
derpassendenAngebotedieeigenenAus-
gaben für Gesundheit reduzieren.
Bei der Auswahl dieser Angebote gilt es,
verschiedeneParameterzuprüfen.Wich-

tig ist zunächst der Service: Verfügt die
Krankenkasse über ein engmaschiges Fi-
lialnetz, gibt es persönliche Ansprech-
partner vor Ort? Wer darauf verzichten
kann, sollte die sogenannten Direktkas-
sen in Augenschein nehmen. Sie sind
zwarnurperE-Mail, InternetoderTelefon
erreichbar, aber sie ermöglichen ihren
Kunden oft Preisvorteile durch Wahltari-
fe mit Rückzahlungen. Interessant sind
auchBonusprogrammeundSelbstbehalt-
tarife,die inzwischenbeivielenVersiche-
rungen im Angebot sind. Und für Brillen,
Zähne, Reisemedizin oder andere Leis-
tungengibt esoft Zusatztarife, beidenen
gesetzliche und private Versicherungen
kooperieren.
Um die richtige Wahl zu treffen, sollte
man sich vorab gründlich informieren.
Wasnichtautomatischbedeutet,dassein
Wechsel der Krankenkasse in jedem Fall
die beste Lösung ist: „Zunächst sollte
man die aktuellen Angebote der eigenen
Kasseprüfen”, rätderExperteSchmöller.
„Die Angebote entwickeln sich, oft gibt
es Wahlmöglichkeiten, die man noch
nicht kennt.” In einem zweiten Schritt
sollte man sich aber auch über die Tarif-
modellevonanderenAnbieterninformie-
ren – im Internet oder auch im persönli-
chen Beratungsgespräch. Nur so lässt
sich herausfinden, ob ein Wechsel der
Krankenkasse sich im Einzelfall lohnt.
Wie Zufog-Mann Schmöller betont, ist
eine solcheEntscheidungkeineFragedes
Alters: „Von den neuen Wahlmöglichkei-
ten können nicht nur junge, fitte Bei-
tragszahlerprofitieren,sondernalleMen-
schen.” Ein Wechsel der Krankenkasse
oder die Wahl eines neuen Tarifmodells,
so die Einschätzung des Experten, kann
in jedem Alter interessant sein. w

Mit freundlicher Unterstützung von Pfizer
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Krankenversicherung:

Wechsel auch im Alter?
Das Gesundheitswesen ist im Umbruch. Private und
gesetzliche Krankenkassen bieten neue Tarifmodelle, die
auf die individuellen Wünsche der Menschen zugeschnitten
sind. Ein Wechsel kann sich auch im Alter lohnen.
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Die kleine Laura aus dem niederrhei-
nischen Viersen weiß jetzt, dass
Freundschaft und Freude verschen-

ken unabhängig von Alter und Gesund-
heit ist.Dennsiehatmit ihremNET-Team
Menschen im Heim besucht, die schlecht
sehen oder sogar blind sind. Die Kinder
waren sehr neugierig darauf, wie Men-
schen mit einer solchen Behinderung im
Lebenklarkommen.AufihrenAusflugins
Seniorenheimhabensiesichintensivvor-
bereitet und selber ausprobiert, wie es
ist, nicht richtig oder gar nicht sehen zu
können. Mit verbundenen Augen haben
sie sich durch den Garten getastet und
mitdenHändenBaumrindeoderTannen-
zapfen erfühlt. Dann durften sie ver-
schiedeneSchokoladen-Sortenprobieren
und die Geschmacksrichtungen erraten.
„Ist schon komisch, wenn man nichts
sieht“, so Laura.
Als der Tag für den Ausflug ins Heim end-
lichgekommenwar,hatte jedesKindeine

kleine Überraschung vorbereitet: Laura
hat ein lustiges Gedicht aufgesagt, die
anderen Kinder haben Lieder gesungen.
DieHeimbewohnerhabenzumRhythmus
in die Hände geklatscht und mitgesun-
gen. Nach dem Besuch stand für Laura
fest:“DashatSpaßgemacht–könnenwir
wiederkommen?“ Das Engagement wirkt
ansteckend. „Kinder sind Feuer und
Flamme, wenn sie entdecken, wie erfül-
lend es ist, sich für andere Menschen
einzusetzen“, sagt NET-Assistentin

Britta Kniebel. Große Freude aber auch
bei den Besuchten – tagelang haben sie
noch vom Auftritt der Kinder erzählt,
schrieb auch die Heimleiterin begeis-
tert an NET.
Der Besuch im Heim ist nur eine von vie-
len guten Ideen, die zwei Vollzeit-, zwei
Teilzeit-undetwa100ehrenamtlicheMit-
arbeiter von NET mit den Kindern umset-
zen.
Immer geht es darum, die Kinder dabei
zuunterstützen,ihreindividuellenTalen-
te zu entwickeln und die eigene Persön-
lichkeit zu entfalten. Bei Spiel und Spaß
können sie lernen, das christliche Men-
schenbild und christliche Werte für sich
zu entdecken. „Die Welt ist so wie sie ist,
wirstülpenkeineGlasglockeüberdieKin-
der, sondern wir machen sie mit einem
Wertegerüst fit für das Leben in einer
Welt, in der zu viele Menschen nur noch
an sich selber denken und keine Verant-
wortung übernehmen“, sagt Maria
Schmidt, die nach einer beruflichen Kar-
riere in Vertrieb und Marketing das 1996
in Nordamerika von katholischen Müt-
tern gegründete NET 2001 auch in
Deutschland anschob und seitdem als Di-
rektorin leitet. „Wir wollen Herzensbil-
dung mit Spaßfaktor vermitteln, damit
stabile Persönlichkeiten entstehen.“
Die NET-Initiative vermittele gerade in

Wie können Großeltern und Eltern ihre Kinder und Enkel
dabei unterstützen, selbstbewusste Persönlichkeiten mit
einer christlichen Grundhaltung zu werden? Die Initiative
NET organisiert erfolgreich für Kinder zwischen fünf und
elf Jahren attraktive Programme und vermittelt so neben
Spiel und Spaß vor allem Herzensbildung.

Christliche Initiative:

Der richtige Kick fürs Leben

„Ich finde NET gut, weil
die Kinder den christlichen
Glauben kennen und lieben

lernen: authen-
tisch und ohne
Weichspül-
faktor!“
Fürstin Gloria von
Thurn und Taxis
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dieserKrisenzeit, dassmaterieller Reich-
tumkeinGarantfüreinglücklichesLeben
ist.MariaSchmidtsagt:„Vielmehrwerden
WertewieMenschlichkeit,Gerechtigkeit,
Loyalität und Ehrlichkeit vorgelebt, mit
denen auch morgen noch eine friedferti-
ge und demokratisch ausgerichtete Ge-
sellschaftgestaltetwerdenkann.BeiNET
erleben die Kinder keine TV-Welt, in der
Konfliktlösungen laut und gewalttätig
betrieben werden, sondern sie erleben
Erwachsene als Vorbilder, die sich aktiv
für das Wohl der Gesellschaft engagieren
undsehen,wiedie ElternundGroßeltern
mit gutem Beispiel vorangehen.“
Über 100 NET-Teams wurden vor diesem
Hintergrund bereits gegründet, weitere
30 sind im Aufbau. Ein bis zwei Mal pro
Monat treffen sich die von Eltern, meist
Müttern, betreuten und begleiteten

Teams und setzen spielerisch eigene Ide-
enodernutzendie vielfältigenAnregun-
gen, die das Düsseldorfer Hauptbüro be-
reitstellt. Interessante Ausflüge stehen
auf dem Programm: Im nächsten Jahr
zum Beispiel können Club-Mitglieder ei-
nen Radiosender besuchen, einem Orgel-
bauer bei der Arbeit zusehen, beim Spar-
gelstechen dabei sein, ein bewohntes
Schloss besichtigen oder ein Senioren-
heim besuchen. Sie verkleiden sich dann
zum Beispiel als ihren „Lieblingsheili-
gen“, lernen dessen Leben kennen und
ahmeneinigeseinerCharakterzügenach.
In einem kleinen Schauspiel führen sie
dann Passagen aus dem Leben eines be-
rühmten Heiligen auf und sprechen mit
den älteren Menschen darüber. Mit einer
selbst gefertigten Zeit-Schenk-Uhr ver-
schenken sie an Eltern und Großeltern
einen Teil ihrer Zeit oder sie verteilen in
der Adventszeit „Sternchen der Nächs-
tenliebe“ in den Fußgängerzonen der
Städte. Auch sammeln sie bei der Aktion
KilomitBegeisterungzentnerweisehalt-
bare Lebensmittel beispielsweise für die
Armenküche in ihrer Stadt. Bei all diesen

Aktivitäten erleben sie, wie beglückend
es ist, Gutes zu tun, und sie spüren, dass
sie selber auch als Beschenkte nach Hau-
se kommen.
Die fast ausschließlich spendenfinan-
zierte Arbeit von NET fördert darüber hi-
naus auch die Vernetzung von Familien
untereinander. Britta Kniebel sagt: „Wir
organisierenzwarseitachtJahrenVeran-
staltungen, Freizeiten und Treffen für
Kinder. Doch seit September haben wir
ein erweitertes Angebot, das die Kinder
auch im Alltag nutzen können: den NET-
Club. Der Club mit seinem qualifizierten
Programm ist unsere Antwort auf die
stark gestiegene Nachfrage von Eltern,
aber auch von vielen Großeltern, die ihre
Kinder und Enkel ganz gezielt fördern
wollen.“ Das „Paket“ mit den Leistungen
einerClub-Mitgliedschaft ist soangelegt,
dass es sich auch sehr gut verschenken
lässt, beispielsweise an Enkel, aber auch
Patenkinder und Nichten und Neffen.
„Dabei ist die begleitendeRolle derGroß-
eltern sehr wichtig. Denn gerade die
Großeltern, aber auch Tanten und Onkel
möchten sich gerne an der Weitergabe
von Werten an die kommenden Generati-
onen beteiligen – aber leider sind sie da-
bei oft auf sich allein gestellt und wissen
nicht, wo sie qualifizierte Hilfe erhalten
können“, sagt Gerda Welsch, pädagogi-
sche Expertin von NET. Das liegt zum ei-
nenandenunterschiedlichenWohnorten
vonEnkelnundGroßeltern, aber auchan
fehlenden Angeboten, die sich als Ge-
schenk eignen. Hier setze der NET-Club
an. „Wer einem Kind eine Club-Mitglied-
schaft ermöglicht, hat ein Geschenk für
das ganze Leben gegeben“ sagt Gerda
Welsch.
Und mit einer eigenen Club-Homepage
gibtesseitSeptemberendlichaucheinen
geschützten und kinderfreundlichen
„Raum“ im Internet, in dem Kinder das
moderne Medium ausprobieren und mit
ihren Freunden den Kontakt halten kön-

nen. Auf die Club-Mitglieder warten An-
gebote wie Malwettbewerbe, moderierte
Chatforen und lustige Spielvorlagen zum
Download. So werden die Kinder auf be-
hutsame Weise an die neuen Medien he-
rangeführt. „Kinder vonheute lernendie
flippige Welt des Internets sowieso ken-
nen“,sagtBrittaKniebel, „dannistesdas
Beste, wenn sie Internetseiten mit päda-
gogisch überlegten Inhalten besuchen.“
Auch fürdieElternundGroßeltern istdie
Club-Seite interessant: Sie finden hier
nützliche Links, pädagogische Tipps und
viele Bücherempfehlungen.
DenWertderClubsfasstdiesympathische
Ex-ManagerinMariaSchmidt,Mitglied im
RegnumChristi, einer jungengeistlichen
Gemeinschaftmitpäpstlichanerkannten
Statuten,sozusammen:„DasKonzeptdes
NET-Clubs ergänzt die Erziehung der El-
tern und unterstützt die Familie dabei,
traditionelle und auch religiöse Werte im
Alltag zu leben“, sagt sie. „Wir möchten
nicht über Werteverfall jammern, son-
dern die Ärmel hochkrempeln und unse-
ren aktiven Beitrag für die folgende Ge-
neration leisten.“
Die Mitgliedschaft im NET-Club kostet 10
CentproPersonundTag (=36,50Europro
Jahr) und kann leicht ausprobiert wer-
den, da sie monatlich (zwei Wochen zum
Monatsende) kündbar ist. Bedürftige er-
halten im NET-Club 50 % Ermäßigung.
Wer selbst ein Team–neuerdings imNET-
Jargon„Bande“genannt–leiten möchte,
benötigt hierfür keine besonderen päda-
gogischen Vorkenntnisse. Was man
braucht, ist vor allem ein großes Herz für
Kinder – alles Weitere stellt NET zur Ver-
fügung … A.O. w
Weitere Infos:
NET Hauptbüro, Kieshecker Weg 240,
40468Düsseldorf,Tel.:(0211)695511-0,
Fax: (0211) 69 55 11-1,
Email: info@freunde-von-net.net.

NET(NeueEvangelisierungimdritten
JahrTausend) ist eine Initiative des
Regnum Christi und bietet Spiel- und
Bildungsaktivitäten im christlichen
Geist an. DasAngebot richtet sich vor
allemanKinderzwischen fünfundelf
Jahren und deren Familien.

Was ist NET?

„NET gibt den Kindern den
richtigen Kick fürs Leben!“

Christoph Metzelder,
deutscher Fußball-
Nationalspieler
in Diensten
von Real Madrid

Maria Elisabeth Schmidt,
NET-Direktorin
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Leben ist Jetzt
Älter werden wir von alleine. Zu wissen,
wiemanauf guteWeise älterwird, das ist
eines der schwierigsten Kapitel der Le-
benskunst. Aber wir können es lernen.
Darumgehtes:DasLebennichtaufspäter
verschieben, sondern das tun, was jetzt
ansteht.Gelassenheit entwickeln imVer-
trauen darauf, was
manschonallesbe-
wältigthat. Dunkle
Seiten akzeptieren
lernen. Die hellen
Seiten genießen.
Sich in Dankbarkeit
einüben.Menschen,
die neugierig darauf
sind, was ihre Zu-
kunft wohl bringen
kann,diesicheinlas-
sen wollen auf das
Abenteuer des Älter-
werdens, finden in
diesemBuchfaszinie-
rende Antworten von Anselm Grün, dem
Cellerar der Abtei Münsterschwarzach.
Anselm Grün: Leben ist Jetzt – Die
Kunst des Älterwerdens, Verlag Herder,
Freiburg 2009, 238 Seiten, ISBN
978-3-451-30238-1, € 19,95

Zukunft mit
Maß
Die Finanz- und
Wirtschaftskrise
zeigt, dassdieSozi-
aleMarktwirtschaft
alsSchutzvprÜber-
treibungen einen
politischen Ord-
nungsrahmen und
gesellschaftliche
Werteorientierun-
genbraucht.Wolf-
gang Schäuble

benenntoffendieUrsachenderaktuellen
Kriseundmachtdeutlich,wasPolitikund
Gesellschaft aus ihr lernen können. Mit
Blick für die großen Zusammenhänge
verknüpft Schäuble die Wirtschaftsthe-
men mit den grundlegenden Fragen un-
serer Zeit: Wie lassen sich die Umbrüche
der Gegenwart bewältigen? Wie können
wir die Chancen der Globalisierung nut-
zen?WiekönnenwireinMiteinanderent-
wickeln, in dem Vielfalt eine Bereiche-

rung und keine Bedrohung ist?
Dr. Wolfgang Schäuble: Zukunft
mit Maß, Johannis-Verlag, Lahr
2009, 144 Seiten, ISBN
978-3-501-05190-0, € 9,95

Die Gottessucherin
Lissabon 1528. Die junge Jü-
din Gracia wird gegen ihren
Willenmitdemwesentlich äl-
terenKaufmannFranciscoMendes
verheiratet. Sie verachtet ihren
zukünftigen Ehemann, verleug-
net er in ihren Augen doch nicht
nur den jüdischen Glauben, son-
dernschlägtauchnochProfitaus
der Bedrängnis, in die viele Ju-
den dieser Zeit geraten. Was sie
nicht ahnt: Francisco nutzt sein
weitreichendes Netzwerk, um
immerwiederJudenvorderVer-
folgung durch Christen zu hel-

fen. In ihrer
jugendlichen
Selbstgerech-
tigkeitbegeht
sie in der
Ho c h z e i t s -
nacht eine für
eine Jüdin
schwereSünde,
die ihr ganzes
Leben bestim-
men wird.
Peter Prange:
Die Gottessu-
cherin, Verlag
Droemer, Mün-
chen 2009, 768 Seiten, ISBN
978-3-426-19751-6, € 22,95

Die Aufsteiger-Republik
Der Glaube, Integrationspolitik sei über-
flüssig,warkollektiveRealitätsverweige-
rung. Eine Republik erwacht und ent-
deckt nach mehr als 50 Jahren Migrati-
onsgeschichteihreZuwanderer.Alserster
IntegrationsministerderBundesrepublik
skizziert Armin Laschet, wie es Deutsch-
land gelingen kann, auch für Menschen
mit Zuwanderungsgeschichte zu einer
Republik der Aufsteiger zu werden – und
uns allen damit neue Chancen zu ermög-
lichen. Sein Buch verbindet kenntnis-
reichFaktenundpolitischeSchlussfolge-
rungen mit spannenden Geschichten aus

denLebenswelten
von Menschen
unterschiedli-
cher Herkunft.
Armin Laschet:
Die Aufsteiger-
Republik – Zu-
wanderung als
Chance, Verlag
Kiepenheuer &

Witsch, Köln 2009,
304 Seiten, ISBN 978-3-462-04105-7,
€ 19,95

„50+ Studie“
Die "50+ Studie" ist in gewisser Hinsicht
ein literarisches Novum. Professor Dieter
OttenveröffentlichthiernichtdieErgeb-
nisse der empirischen Forschung im Sin-
ne eines wissenschaftlichen Berichts; er
schreibt vielmehr das Sachbuch zur Stu-
die.DenForschungsberichtveröffentlicht

die Forschungsgruppe 2009 als E-
Book, welches dann über diese Websi-
te bezogen werden kann. Alle Leser,
die die Ergebnisse der wissenschaftli-
chen Studie lesen möchten, werden
hierauf verwiesen. Das Sachbuch zur
Studie berichtet eher essayistisch
und geht auf die politischen Konse-
quenzen ein. Es gibt ferner einen
Ü b e r b l i c k
über alle an-
deren rele-
vanten Stu-
dien.
Prof. Dieter
Otten: Die

50+ Studie – Wie
die jungen Alten
die Gesellschaft
revolutionieren,
Rowohlt Taschen-
buch Verlag, Rein-
bek 2008, 277 S.,
€ 12,-

KULTUR UND UNTERHALTUNG
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Die Gewinner des Buches „Die
Rose von Asturien“ von Iny Lorentz
(Preisfrage aus Souverän 3-09) sind:
Barbara Hoffmann, 49751 Sögel,
Urzula Dahlhoff, 48268 Greven,
Hannelore Schwartz, 21079 Hamburg,
Wolfgang Frieling, 48431 Rheine,
Josef Rogge, 59590 Geseke
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